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S
chwerter zu Pflugscharen ist zu einem 

ausdrucksstarken Zitat geworden, wenn 

es gilt, sich für Völkerfrieden durch welt-

weite abrüstung und rüstungskontrolle 

einzusetzen. 

In anbetracht der ausgerufenen Zei-

tenwende verändert sich die lage des landes gerade 

radikal – sicher nicht zum besseren. Wenn führende 

Politi ker vorschlagen, Sozialausgaben einzuschränken, 
um damit kriegsertüchti gende Bestrebungen zu fi nan-
zieren, dann sind wir nicht weit davon entf ernt, bald in 
einem komplett  verdrehten (lat.: perversen) Land zu 
leben. In einem nicht auf links, nein, in einem komplett  
auf rechts gewendeten land, wohlgemerkt.

Willkommen auf Seite 3 der neuen SPerre. ausge-

zeichnet: die wegweisende Titelseite, zum Lesen und 
Informati onsgewinn „gewendet“. Die Redakti on ist wie 
immer erfreut, eine gewogene Mischung aus Informati -
on, Meinung und Rat bestehenden Mitt eilungen seinem 
interessierten lesepublikum vorlegen zu können.

Im Jahr 2010 erschien der bestseller empört euch! 

von Stéphane Hessel. Bereits damals kriti sierte dieser 
Autor mit Nachdruck zahlreiche politi sche Aspekte und 
rief zum Widerstand sowie zu einer engagierten le-

benshaltung auf. diskriminierung von ausländer*innen 

und Sozialabbau waren Schwerpunkte in jener, von 

einem zornigen Ton getragenen Schrift .
Der redakti onelle Teil des vorliegenden Heft s beginnt 

mit einem ähnlich leidenschaft lichen Textbeitrag. Die 
Redakti on empfi ehlt dieses Herzstück-Pamphlet, im 
Geiste von Empört Euch! verfasst (Seiten 6 bis 8). 

die Titelseite wirbt für die neue ratgeber-broschüre 

des Herausgebers der SPERRE, des Vereins A.b.M. e.V.: 
Münster-Kompass für Zugewanderte. eine ausführ-

liche Vorstellung dieser kostenlos erhältlichen Orien-

Gewendet: Pfl ugschare zu Schwertern
ti erungshilfe für Neu-Münsteraner*innen aus Ländern 
mit anderer Sprache und Kultur ist in dieser SPerre-

Frühjahrsausgabe auf Seite 27 zu fi nden.
Veränderte Zeiten, neujustierte Paragrafen: Die 

wichti gsten Änderungen im sozialen Verordnungs- und 
Regelbereich, welche 2024 in Kraft  getreten sind oder 
in den folgenden Monaten noch in Kraft  treten, sind 
auf den Seiten 18 bis 21 übersichtlich aufgelistet.

Diese drei Hinweise zum Inhalt des neuen Heft s sol-
len genügen an dieser Stelle, reichlich mehr Lesestoff  
bietet diese Frühjahrsausgabe. Wir hoff en, dass alle 
leserinnen und leser gut aus der kalten Jahreszeit 

herausgekommen sind und mit Interesse und neugier 

die neue Sperre lesen. 

Christoph Theligmann

K
urz vor drucklegung sind wir von einer schlimmen 

nachricht tief erschüttert worden. 

Unser langjähriger, vielen von uns freundschaft lich 
verbundener Mitarbeiter André Ambrecht ist völlig 

unerwartet und mit 60 Jahren viel zu früh verstorben. 
andré war ein besonderer Mensch. Wirklich! 

Er hat einem das Gefühl vermitt elt, gemocht zu werden. 
André war humorvoll, meistens sehr „trocken“, albern 
auf sehr angenehme Weise, klug, gebildet, aber nicht 

eingebildet. Ja, als arbeitskollege auch noch zuverlässig 

und bereit, uns anderen hilfreich unter die arme zu 

greifen, wenn wir ihn darum baten. Wir sind sehr traurig 

und sagen mit dem Wunsch voller Hoff nung: 
Gute Reise, André!

Ich glaube, dass wenn der Tod unsere Augen schließt, 

wir in einem Lichte stehen, von welchem unser Sonnenlicht 

nur der Schatt en ist.  arthur Schopenhauer
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INTRO
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TITEL: MÜNSTER-KOMPASS 
FÜR ZUGEWANDERTE
  27 Gegen Diskriminierung 

und Ausgrenzung  

neuer ratgeber des abM e. V. 

jetzt erschienen

ÜBER DEN TELLERRAND
  6 Die Rote Karte für Hetze!

Wie mit Populismus und 

Fake News Politi k gemacht wird

10 Nicht nur die AfD verneint 

das Grundrecht auf Asyl

Flüchtlingsrat äußert sich zu den 

demos gegen rechts und der 

Flüchtlingspoliti k

WAS ZUM LEBEN GEHÖRT
13 Der Millionen-Trick der LEG 

in Münster 

Schummeln bei den Mieterhöhungen 

gemäß § 558 BGB

16 Demokrati etraining  
in Gievenbeck 

Das Mehrgenerati onenhaus 
und Mütt erzentrum MuM

ARBEIT & SOZIALES 
18 Alles, was neu wird

Änderungen in den Bereichen 
arbeit und Soziales in 2024

ZUM LEBEN ZU WENIG
22 Neuer Regelbedarf beim Bürgergeld 

erhöhung wegen steigender Preise, 

Nett olöhnen und erwartbarer Infl ati on

GESUNDHEIT
24 Armut verkürzt die Lebenserwartung

In Münster wird diskuti ert, wie sich 
negati ve Auswirkungen begegnen lässt

KULTUR
28 Kostenfreier Kulturgenuss

Wie ein Verein armen Menschen 

hilft , Theater und Museen besuchen 
zu können

UNTERWEGS
35 Viele Tickets heißen jetzt 

einfach nur noch MünsterAbo

neue namen und Preise in 

Münsters busverkehr

16  Demokratietraining 
in Gievenbeck
die SPerre verteilen wir in Münster an 

vielen Orten, wo Menschen zusammen-

kommen. eine dieser Stellen ist das MuM 

beim Mehrgenerati onenhaus und Mütt er-
zentrum e. V. in Gievenbeck. Schon lange 

wollte sich unser Redakti onsmitglied Arnold 
Voskamp das angucken. dienstags um 13 

Uhr gibt es im Off enen Treff  den Mitt ags-
ti sch 50+, mit einem Drei-Gänge-Menu 
ging sein besuch also los. 

I n H a l T  _ 

13  Der Millionen-Trick 
der LEG in Münster
Die Landesentwicklungsgesellschaft  
(LEG) ist weiterhin bemüht, ihren 
schlechten ruf als Vermieter in Mün-

ster zu pfl egen. Jüngstes Beispiel: Un-
ter dem deckmantel einer mit dem 

Mietspiegel begründeten Mieterhö-

hung wird Mieter*innen ein unzuläs-

siger aufschlag – im anschreiben gut 

versteckt – gleich mit untergejubelt. 

Ob der Immobilienkonzern so die 

renditeerwartungen seiner 

Akti onär*innen befriedigen möchte?

RUBRIKEN
30 NICHT SPERRIG

32 URTEILE

34 IMPRESSUM

24  Armut verkürzt die 
Lebenserwartung
arme Menschen sterben eher – diese 

erkenntnis ist nicht neu. die Gründe dafür 

sind ebenfalls weitgehend bekannt. 

doch welche Gegenmaßnahmen sind nicht 

nur allgemein, sondern ganz genau vor Ort 

geeignet, um dort an dem Gesundheits-

status etwas zu ändern? Die Stadt 
Münster, Mitglied im  „Gesunde-Städte-
Netzwerk“, arbeitet an einem Handlungs-
programm.

Titelfoto: Agneta Becker
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Titelfoto: Agneta Becker

Ihr seid kreati v, schreibbegabt 
und habt Lust auf Pressearbeit? 

SPERRE – Münsters Magazin für arbeit, 

Kultur und Soziales sucht autor*innen und 

redakti onelle Mitarbeiter*innen. 
Redakti onsräume in zentraler Lage mit 
allem, was man braucht, vorhanden. 

• Att rakti ve Zuverdienstmöglichkeit 
ohne abzüge durchs Jobcenter für 

„Bürgergeld“-Empfänger*innen.

• Anerkanntes Prakti kum für Schüler*innen 

und Studierende der Sozialen arbeit. 

Mail: sperre@muenster.de / 

Tel. MS-511121 

oder einfach vorbeischauen: jeden Dienstag 
16 Uhr, Arbeitslose brauchen Medien e.V., 
Berliner Platz 8 (gegenüber vom Hbf). 

Wir freuen uns auf euch!  
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In den letzten Wochen und Mona-

ten hat unser Land so einiges 

erleben können an Hetze gegen 

Minderheiten. In der Regel völlig 

faktenfrei wurde von einigen 

Politi ker*innen und Medien abge-
lästert und verächtlich gemacht, 

was das Zeug hält. Und das häufi g 
auch aus der sogenannten Mitt e 
der Gesellschaft . Im folgenden Bei-
trag soll es mal um das gehen, was 

Arbeitslose in den vergangenen Mo-

naten so alles erdulden mussten.

Z
unächst wurde die anhebung 
der regelsätze zum beginn 
dieses Jahres als viel zu üp-
pig und unangemessen dar-

gestellt. die regelsätze wurden, wie 
allgemein bekannt ist, in der Spitze 
um mehr als 60 Euro erhöht. Es wur-

de in Frage gestellt, dass bei einem 
solch üppigen bürgergeld überhaupt 
noch jemand bereit wäre, eine arbeit 
aufzunehmen. 

die Zeitung, in die man Fische ein-
wickelt, war ganz vorne mit dabei 
bei der Kritik an dieser erhöhung. 
Und viele Politiker*innen mischten 
munter mit. In der ersten reihe CdU-
Politi ker*innen, wie der Parteivorsit-
zende Friedrich Merz, der Generalse-
kretär der Union, Carsten linnemann, 
und der ehemalige Gesundheitsmi-
nister Jens Spahn. Sie unterstellten, 
dass die regelsatzerhöhung die ar-
beitslosen faul machen würde. 

Die Anhebung des Regel-
satzes gleicht gerade mal das 
Minus aus 2023 aus

Und sie schafften es tatsächlich, 
dass der von ihnen geschürte neid 
auf arme Menschen verfing. Kaum 

eine Talk-Show kam noch ohne das 
übliche ablästern über arbeitslose 
und das bürgergeld aus. Und die re-
gierung musste sich erklären. 

Was allerdings bei dieser ganzen 
Aufregung immer gefl issentlich ver-
schwiegen wurde, war die Tatsache, 
dass im vergangenen Jahr bei einer 
Inflationsrate zwischen 12 und 16 
Prozent die regelsätze um gerade 
einmal drei(!) Euro angehoben wur-
den. die aktuelle anhebung des re-
gelsatzes gleicht also gerade einmal 
das Minus aus dem vergangenen Jahr 
aus. Von einer wirklichen regelsatz-
erhöhung sind wir nach wie vor weit 
entf ernt. 

der regelsatz müsste, um beschei-
dene gesellschaftliche Teilhabe zu 
ermöglichen, mindestens 720 euro 
betragen. So jedenfalls die berech-
nungen des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes. Tatsächlich liegt er 
jetzt bei 562 Euro. Die Armutsnähe 

Die Rote Karte 
für Hetze!

Wie mit Populismus und 

Fake News Politi k gemacht wird
Von Norbert Att ermeyer
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ist weiterhin staatlich garantiert. Also 
war die ganze Aufregung umsonst? 
natürlich nicht. 

Für die oben genannten Kritiker war 
schon dieser regelsatz eine einladung, 
um faul in der sozialen Hängematte 
zu liegen. der ruf nach dem strafen-
den Staat wurde laut. auch Münsters 
bürgermeister Markus lewe wollte da 
nicht abseits stehen. In einem Inter-
view der lokalzeitung Westfälische 
Nachrichten (WN) äußerte er sich so: 
„Die Frage ist doch, ob das Bürgergeld 
ausreichend anreize lässt, einer ar-
beit nachzugehen? Natürlich gibt es 
bürgergeld-bezieher, die dem arbeits-
markt nicht zur Verfügung stehen. 
Wir machen aber auch in Münster die 
erfahrung, dass Stellen nicht besetzt 
werden, weil manche lieber bürger-
geld beziehen.“ 

Die Sanktionsquote ist mit 
bundesweit 0,2 Prozent 
unterdurchschnittlich
Da hätte Herr Lewe doch besser die 

Fachleute befragt, bevor er sich zu 
solchen aussagen hinreißen lässt. 
ralf bierstedt, der Geschäftsführer 
des Jobcenters Münster, äußerte sich 
jedenfalls in einem Interview der lo-
kalpresse zu diesem Thema deutlich 
zurückhaltender:

„Die Sanktionsquote lag beim letz-
ten bericht des Jobcenters im no-
vember 2023 mit 0,2 Prozent aller 

leistungsbezieher deutlich unter 
dem Schnitt in Land und Bund.“ Mit 
anderen Worten: 99,8 Prozent der 
bürgergeldbezieher*innen in Müns-
ter sind hiervon gar nicht betroffen. 
Gleichwohl sieht unser bürgermeis-
ter hier ein großes Problem. Wie soll 
man sowas nennen? Populismus, 
Fake News? 

Was die Protagonisten der „faule 
Arbeitslose-Kampagne“, vielleicht 
irritieren könnte, ist die Erkennt nis 
des deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin. 
denn das leben von bürgergeld-
bezieher*innen ist keinesfalls so 
rosig, wie lindemann und Merz uns 
dies ausmalen: Vie-
le Unterlagen müs-
sen eingereicht, die 
komplette finanziel-
le und persönliche 
Situation muss offengelegt werden. 
Zahlreiche anträge mit zum Teil 
komplizierten Fragen sind in den 
antragsformularen zu beantworten. 
Immer wieder sind neue dokumente 
einzureichen, wenn sich aus den In-
formationen der Antragstellung nur 
Fragen ergeben. 

43 bis 56 Prozent der  
Berechtigten verzichten laut 
DIW auf Leistungen

Vermieter können durch direktzah-
lungen involviert werden, direkte an-

gehörige werden überprüft. 
Kein Wunder also, dass das 
dIW herausgefunden hat, 
dass die nicht-Inanspruch-
nahme von leistungen des 
Jobcenters erschreckend 
hoch ist. das dIW spricht hier 
von 43 bis 56 Prozent der Be-
rechtigten, die auf diese Leis-
tungen verzichten und sich 
anderweitig durchschlagen. 
diese Zahl nimmt im alter 
noch einmal zu. Hier schätzt 
das DIW, dass 60 Prozent der 

anspruchsberechtigten keinen an-
trag stellen. In Wirklichkeit ist die er-
fasste armut in deutschland doppelt 
so hoch. 

Und da erzählen uns Merz und Kol-
legen wie verlockend doch der bezug 
von bürgergeld sei. aber machen wir 
uns nichts vor, mit armen als Sün-
denbock lassen sich Wahlkämpfe im-
mer aufs neue gut bestreiten. diese 
Menschen haben nämlich keine gute 
lobby. Und Weihnachten ist ja nun 
wirklich vorbei.

Der Geschäftsführer des Jobcenters 
Münster weist übrigens in diesem Zu-
sammenhang noch auf einen anderen 
Aspekt hin: Sanktionen – so Bierstedt 

im weiteren Verlauf des Interviews 
– haben auch nebenwirkungen. er 
spricht damit die womöglich nachlas-
sende nachhaltigkeit der beratung 
und arbeitsförderung des Jobcenters 
an, sprich: Es würden zwar kurzfristig 
arbeitsangebote angenommen, aber 
auch umso schneller wieder aufge-
geben. das widerspreche der Inten-
tion des Jobcenters und der Unter-
stützung durch das bürgergeld, die 
„möglichst zu einer langfristigen Inte-
gration in den Arbeitsmarkt führen“, 
solle, soweit bierstedt in den Wn. 
Und er verweist damit auf die Tatsa-
che, dass das alte Hartz-4-regime mit 
Druck und Sanktionen nur dauerhaf-
te langzeitarbeitslosigkeit produziert 
habe und – so die einschätzung vieler 
Expert*innen – im Grunde geschei-
tert sei. 

dies war der Grund, warum die 
neue regierung, dem rat der Fach-
leute folgend, mit dem bürgergeld 
deutlich einen weiteren Schwer-
punkt auf den bereich Weiterbildung 
und Umschulung legte. doch dann 
kam die rolle rückwärts. angetrie-
ben durch die Zeitung, mit der man 
nicht mal Fische einwickelt, und mit 
kräftiger Unterstützung von wieder 
einmal Merz, Spahn und anderen 
Politiker*innen beschloss die Ampel-
regierung für Menschen, die eine 
zumutbare arbeit verweigern, eine 

„Mit Armen als Sündenbock lassen sich immer 

wieder gut Wahlkämpfe bestreiten.“

Bei einem Bürgergeld-Regel-

satz von derzeit 562 Euro ist 

die Armutsnähe auch weiter-

hin staatlich garantiert 
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komplette Streichung des lebens-
unterhalts für zwei Monate. eine so 
weitgehende Sankti on hatt e sich bis 
dahin noch keine regierung getraut 
und die Zeitung mit den Fischen, hat-
te jetzt mal ein lob für die regierung. 
Viele Fachleute waren dagegen eher 
entsetzt. 

Die Lösung der gesellschaft -
lichen Probleme liegt nicht 
in erhöhten Sankti onen 
Die Direktorin des Wirtschaft s- und 

Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) Betti  na Kohlrausch spricht deut-
lich aus, was viele denken. Sie sag t, 
die annahme, dass höhere Sankti-
onen arbeitsanreize schafften, sei 
populisti sch und durch keine empi-
rischen belege gestützt. die meisten 
Menschen wollten arbeiten, und 
die Grundvoraussetzungen dafür 
seien nicht nur materielle Teilhabe, 
sondern auch soziale anerkennung 
sowie demokratische Teilhabe. die 
Zahl von Fällen, in denen Menschen 
lieber bürgergeld bezögen, sei ver-

schwindend gering. es sei unsinnig 
zu glauben, dass die lösung gesell-
schaftlicher Probleme in erhöhten 
Sanktionen liege. Sie warnt vor ei-
nem sehr verengten leistungsge-
danken, der immanent eine abwer-
tung von Menschen vornimmt, die 
vermeintlich nicht leistungsorienti ert 
seien und damit auch keinen nutzen 
für die Gesellschaft  hätt en. Und sie 
führt weiter aus: „Was möchte man 
eigentlich für eine Gesellschaft  sein? 
Wen betrachtet man für zugehörig? 
Und wenn man anfängt, die Frage 
der Zugehörigkeit zu einer Gesell-
schaft  entlang der Frage von Nutzen 
oder nicht-nutzen zu diskutieren, 
dann wird das eine verhärmte Gesell-
schaft , dann wird das eine ausgren-
zende Gesellschaft .“

der ehemalige bundespräsident Gus-
tav Heinemann (SPD) hat das mal so 
ausgedrückt: „Der Wert einer Gesell-

schaft  lässt sich daran erkennen, wie 
sie mit ihren Minderheiten umgeht.“ 

So gesehen ist es um uns nicht gut 
bestellt. Zur Vernunft mahnende 
Stimmen gibt es zwar zur Genüge. 
das Sagen haben aber die lautspre-
cher wie Jens Spahn etwa, der, um 
die komplette leistungsentziehung 
zu untermauern, sogar eine Ände-
rung der Verfassung ins Spiel brach-
te. denn – und das weiß Spahn – eine 
vollstän dige entziehung der Sozialleis-
tungen ist von unserem Grundgesetz 
nicht gedeckt. Um einem Schiffb  ruch 
vor der obersten Instanz vorzubeu-

gen, möchte er nun 
schnell die Verfas-
sung ändern. da hät-
te er sich aber besser 
vorher juristischen 

rat geholt. denn die beiden artikel 
des Grundgesetzes, um die es dabei 
geht (Arti kel 1 „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar“ und Artikel 
20 „Das Sozialstaatsprinzip“) können 
nach Arti kel 79 Abs. 3 GG nicht ver-
ändert werden, haben also eine so-
genannte „Ewigkeitsgarantie“. Die 
Mütt er und Väter des Grundgesetzes 
wollten off enbar verhindern, dass da-
von auch nur ein Jota abgerückt wird.

Entweder kriegt die 
Gesellschaft  die Hetzer in 
den Griff  oder die Hetzer 
die Gesellschaft 
Auff ällig ist, dass die Kriti ker*innen 

einer regelsatzerhöhung und der da-
mit angeblich einhergehenden Un-
willigkeit zu arbeiten sich bei einer 
deutlichen anhebung des Mindest-
lohns sperren. Könnte es sein, dass 

es dabei gar nicht um Gerechti gkeit 
geht, sondern um den erhalt und die 
Förderung unserer Billiglöhne? Denn 
die anhebung des Mindestlohns wirkt 
sich genau dort positi v aus, wo Merz 
und Spahn ansonsten Kriti k üben: der 
Weigerung, eine zumutbare arbeit 
anzunehmen. die Zahlen der arbeits-
agentur lassen hier keinen Zweifel: 
Seit einführung und regelmäßiger 
anhebung des Mindestlohns sind die 
Sankti onen wegen Arbeitsverweige-
rung deutlich zurückgegangen. 

Worum geht es also den Kriti kern? 
Um die absicherung der Gewinne im 
Billiglohnbereich? Die Blöd-Zeitung 
hat jedenfalls ihren ehemaligen lie-
ferservice (pin-mail) mit Einführung 
des Mindestlohns direkt wieder ein-
gestellt. Und lästert jetzt über ar-
beitslose, die nicht bereit sind, jeden 
Mistjob anzunehmen. 

Um es hier noch einmal klarzustel-
len: Nach den Zahlen der Arbeits-
agentur sind 98 Prozent der Arbeits-
losen von dieser diskussion gar nicht 
betroff en. Die Zahlen für die angeb-
liche arbeitsverweigerung sind, wie 
oben schon erwähnt, verschwindend 
gering. Trotzdem wird darüber dis-
kuti ert, als drohe der Untergang des 
abendlandes. 

Dabei muss klar sein: Mit Hetze und 
ausgrenzung ist kein Staat zu machen! 
Entweder kriegt die Gesellschaft  die 
Hetzer in den Griff  oder die Hetzer die 
Gesellschaft . Im letzteren Fall sieht es 
schlimm aus für eine solidarische, to-
lerante und weltoff ene Gesellschaft . 
aber hier geben die zahlreichen de-
monstrationen in den vergangenen 
Wochen anlass zu Mut und Zuver-
sicht. Packen wir’s an!

Die Sankti onsquote 
in Münster lag beim 

letzten Bericht des 

Jobcenters im 

November 2023 mit 

0,2 Prozent aller 

Leistungsbezieher 

deutlich unter dem 

Schnitt  in Land 
und Bund.

„Eine vollständige Entziehung der Sozialleistungen 

ist von unserem Grundgesetz nicht gedeckt.“
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V
erfassungsfeinde finden sich 
nicht nur bei der afd, sondern 
auch in der regierung. Fürch-

ten müssen sich Geflüchtete auch 
vor der neuen Merz-CdU und ihrem 
Grundsatzprogramm, das erstmals in 
der Geschichte der bundesrepublik 
eine völlige abschaffung des asyl-
grundrechts vorsieht.

erleichtert stellen wir fest, dass 
die Zivilgesellschaft lebt und gegen 
die Pläne von hochrangigen afd-
Politi ker*innen, Neonazis und fi nanz-
starken Unternehmern zur Vertrei-
bung von Millionen von Menschen 
auf die Straße geht: Kein Tag vergeht, 
an dem nicht Tausende in deutsch-
land ihr entsetzen über diese Vertrei-
bungspläne zum ausdruck bringen, 
die das Recherchenetzwerk Correcti v 
aufgedeckt hat[…].

Dikti on auf die AfD zubewegten und 
deren Inhalte übernahmen: Wurde 
die AfD 2016 noch für ihre Forde-
rung nach einem einsatz von Schuss-
waff en an der Grenze einhellig als 
verfassungsfeindliche Partei ge-
brandmarkt, wurden 2023 Forde-
rungen nach einer „gewaltsamen 
Zurückweisung an der Grenze“ (Jens 
Spahn, CDU) plötzlich salonfähig. 
Statt  von Schutzsuchenden war in 
der öff entlichen Debatt e nur noch 
von „irregulärer Migration“ die 
rede. 

auch bundeskanzler Olaf Scholz 
(SPD) führte die Debatt e über Maß-
nahmen zur reduzierung der Zahl 
der in deutschland Schutz suchen-
den Menschen in einem duktus, der 
als anbiederung an den rechten Zeit-
geist verstanden werden muss[…].

Nicht nur die AfD verneint 
das Grundrecht auf Asyl

Stellungnahme des Flüchtlingsrats Niedersachsen1 

in auszügen zu den aktuellen demonstrationen gegen rechts 

und der aktuellen Flüchtlingspolitik

Der Bundestag hat am 18. Januar 2024 mit der 

Mehrheit der Sti mmen der Ampel-Frakti onen 
von SPD, Bündnis `90/Die Grünen (bis auf einige 

Ausnahmen) und FDP das sogenannte Rückfüh-

rungsverbesserungsgesetz verabschiedet. 

Kernpunkte der neuen rechtlichen Besti m-
mungen sind erweiterte Möglichkeiten der 

Durchsuchung sowie ein ausgedehntes Ausreise-

gewahrsam. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen 

hat tags darauf eine Stellungnahme mit dem 

Titel „Verfassungsfeinde“ dazu abgegeben, die 

wir in Teilen an dieser Stelle veröff entlichen:

der Protest wird von der Politik 
aufgegriffen: Sämtliche demokrati-
sche Parteien im bundestag – von 
der linken bis zur CdU/CSU – haben 
das rechtsextreme Geheimtreffen 
in Potsdam verurteilt. die CdU hat 
Mitgliedern der Werte-Union, die 
an dem Treff en teilnahmen, Partei-
ausschlussverfahren angekündigt.

Politi k mit  zweierlei Maß
es hat fast den anschein, als könn-

ten wir uns bei der Verteidigung von 
Freiheits- und Menschenrechten auf 
die demokrati schen Parteien im Bun-
destag verlassen – hätt en wir nicht in 
den vergangenen Wochen und Mo-
naten eine politi sche Debatt e um ge-
fl üchtete Menschen erleben müssen, 
in der immer mehr Vertreter*innen 
demokrati scher Parteien sich in ihrer 

Anti -AFD-Demo in Münster – Foto: Marlon Becker
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Montag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16.00 – 18:00 Uhr Computerkurs
 
Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pfl anzendoktor
 11:30 – 13:30 Uhr Teamsitzung bzw. -schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Mehr Lebensqualität

Donnerstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen) 

Freitag 10:30 – 13:00 Uhr Freitagsfrühstück
 13:00 – 16:00 Uhr off ener Treff 

Ü b e r  d e n  T e l l e r r a n d  _ 

eine ganze reihe der diskutierten 
und teilweise schon beschlossenen 
Maßnahmen und Gesetzesänderun-
gen bewegt sich nicht mehr im demo-
kratischen rechtsrahmen, sondern 
schränkt die Grund- und Menschen-
rechte massiv und in verfassungs-
rechtlich unzulässiger Weise ein:

Das gestern in zweiter und dritt er 
lesung verabschiedete, euphemis-
ti sch „Rückführungsverbesserungs-
gesetz“ titulierte, Gesetz zur Ver-
schärfung der Abschiebungspraxis 
enthält eine reihe von aus men-
schenrechtlicher Sicht inakzeptablen 
Zumutungen: So wird die Verlänge-
rung des „Ausreisegewahrsams“ von 
zehn auf 28 Tage von Fachleuten für 
verfassungswidrig gehalten. Hierbei 
geht es um nichts weniger als einen 
dramati schen Grundrechts eingriff  – 
den Freiheitsentzug für Menschen, 
die nichts verbrochen haben. Selbst 
bundesjustizminister buschmann 
(FDP) hat „verfassungsrechtliche Be-
denken“ erhoben. Gleichwohl hält 

die bundesregierung an ihrem Vor-
haben fest.

Selbst der Bundesjusti z-
minister hat „verfassungs-
rechtliche Bedenken“

auch beim alle Jahre wieder popu-
listisch ausgeschlachteten Thema 
Sozialleistungen ist die bundesregie-
rung im Begriff , Verfassungsrecht be-
wusst zu miss-
achten: Sie will 
den Zeitraum 
von leistungs-
kürzungen für 
Asylsuchende und Geduldete von 18 
auf 36 Monate verlängern. Mit seiner 
Entscheidung vom 18. Juli 2012 (1 BvL 
10/10 und 1 BvL 2/11) hat das Bundes-
verfassungsgericht dem Gesetzgeber 
ins Stammbuch geschrieben, dass 
leistungskürzun gen nur für einen kur-
zen Zeitraum und nur dann zulässig 
sind, wenn nachvollziehbar be rechnet 
und nachgewiesen werden kann, dass 

tatsächlich in der ersten Zeit ein ge-
ringerer bedarf besteht. eine solche 
begründung fehlt nach wie vor, ob-
wohl das bundesverfassungsgericht 
am 19.10.2022 seine Rechtsprechung 
nochmals bekräft igt und damit eine 
weitere verfassungswidrige Kürzung 
des Gesetzgebers aufgehoben hat. 
diesen höchstrichterlichen beschluss 
hat die bundesregierung bis heute – 
fast anderthalb Jahre später – 

skanda löserweise noch immer nicht 
gesetzlich umgesetzt. Ungerührt hält 
die bundesregierung dennoch an ih-
rem neuen Kürzungsvorhaben fest…. 
Mit der Zustimmung zur GeaS-Ver-
ordnung hat die bundesregierung 
2023 erstmals in der Geschichte der 
bundesrepublik den Tabubruch be-
gangen, eine abschiebung von Men-
schen, die in europa Schutz suchen, 

„Forderungen nach einer „gewaltsamen Zurückweisung 
an der Grenze“ wurden 2023 plötzlich salonfähig“

 für Frauen)

MALTA – Münsters Arbeitslosentreff  

Achtermannstraße (bahnhofsnah) sucht 

Unterstützer*innen, die erwerbslosen 

und Gefl üchteten beim Ausfüllen 

amtlicher Formulare, der Stellensuche 

u.a. hilfreich zur Seite stehen möchten. 

• Att rakti ve Zuverdienstmöglichkeit 

ohne abzüge durchs Jobcenter für 

„Bürgergeld“-Empfänger*innen.

• Anerkanntes Prakti kum für 

Schüler*innen und Studierende der 

Sozialen arbeit. 

Mail: malta@maltanetz.de / 

Tel. MS-4140553 

oder einfach mal vorbeischauen: 

achtermannstr. 10-12, im Hof des cuba.  

Wir freuen uns auf euch!



1212

  _ Ü b e r  d e n  T e l l e r r a n d

auch dann für zulässig zu erklären, 
wenn der als „sicher“ defi nierte Dritt -
staat weder die Genfer Flüchtlings-
konvention noch die europäische 
Menschenrechtskonvention unter-
zeichnet hat. damit wird die jetzt 
schon zu beklagende Praxis von mas-
senhaft en Pushbacks durch viele eu-
ropäische Staaten gedeckt und er-
möglicht. Ab 2026 werden wir „Grenz-
asylverfahren“ in geschlossenen La-
gern erleben, in denen die Betroff e-
nen nur eingeschränkte rechte ha-
ben und von beratungsangeboten 
weitgehend ausgeschlossen sind […].

CDU-Programmentwurf 
sieht Abschaff ung des 
Asylrechts vor

der CdU geht das alles nicht weit 
genug: Es sind nicht mehr nur ein-
zelne Scharfmacher wie Thorsten 
Frei oder Jens Spahn, die Schutzsu-
chende an den Grenzen zurückwei-
sen und das asylrecht abschaffen 

wollen: Am Montag hat der Vorstand 
der CdU den entwurf für das neue 
Grundsatzprogramm verabschiedet. 
Im bereich Flüchtlingspolitik wird 
nicht weniger als die komplett e Ab-
schaff ung des Asylrechts in Deutsch-
land gefordert, quasi eine 1:1-Kopie 
des ruanda-Modells der Tories in 
Großbritannien […].

Der öff entliche Aufschrei ist bislang 
ausgeblieben. dabei ist auch dieser 
Programmentwurf ein off enkundiger 
angriff auf ein elementares Grund- 
und Menschenrecht. noch ist dieser 
Programmentwurf nicht beschlossen: 
das Programm wird von der CdU im 
Februar und März auf sechs regio-
nalkonferenzen in Mainz, Hannover, 
Chemnitz, Köln, Stutt gart und Berlin 
vorgestellt und diskutiert werden. 
bislang ist die Tragweite dieses ent-
wurfs auch noch nirgends richtig 
angekommen. Ein Anlass für öff ent-
lichen Protest und Demonstrati onen 
sind solche verfassungsfeindlichen 
Pläne der CdU allemal.

bei solchem Umgang mit der deut-
schen Verfassung dürft e es schwierig 
werden, die afd verbieten zu lassen. 
Verfassungsfeinde fi nden sich off en-
kundig nicht nur in der afd. Selbst-
verständlich ist es auch weiterhin gut 
und wertvoll, wenn die demokrati -
schen Parteien gemeinsam zu einer 
klaren Grenzziehung gegenüber den 
völkischen Rassist*innen der AfD fi n-
den und Position beziehen. Glaub-
würdig ist dieses bekenntnis aller-
dings nur dann, wenn der Umgang 
mit den Grund- und Menschenrech-
ten auch in der eigenen Partei refl ek-
ti ert wird. 

1 Veröff entlicht am 19.01.2024 vom 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 

Den vollständigen Arti kel fi nden Sie 
unter: www.nds-fl uerat.org/58206/
aktuelles/verfassungsfeinde/

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
ist eine unabhängige, landesweit 

täti ge Menschenrechtsorganisati on 
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Die Landesentwicklungsgesellschaft 
(LEG) ist weiterhin bemüht, ihren 

schlechten Ruf als Vermieter in 

Münster zu pflegen. Jüngstes  
Beispiel: Unter dem Deckmantel 

einer mit dem Mietspiegel begrün-

deten Mieterhöhung wird 

Mieter*innen ein unzulässiger Auf-
schlag – im Anschreiben gut ver-

steckt – gleich mit untergejubelt. 

Ob der Immo bi lienkonzern so die 

Renditeerwartungen seiner 

Aktionär*innen befriedigen  
möchte? 

d
as Schreiben des Vermie-
ters überraschte den fast 
80-Jährigen nicht wirklich. 
der eisenbahn-Pensionär, 

der seit Jahrzehnten in einer heute 
ehemaligen bundesbahnwohnung 
im Stadtteil Rumphorst wohnt, die 
zum Wohnungsbestand des bör-
sennotierten Immobilienkonzerns 
leG gehört,hatte im Spätsommer 
vergangenen Jahres schon auf die 
erneute Mieterhöhungsankündi-
gung gewartet. Schließlich gab es 
seit april 2023 einen neuen Miet-
spiegel für die Stadt Münster. aus 
ihm war ersichtlich, dass seit 2021 
die Mieten in Münster allgemein 
schon wieder um knapp fünf Pro-

zent gestiegen waren. Diese Chance 
lässt sich alle zwei Jahre der profit-
orientierte Großvermieter LEG Im-
mobilien Se nicht entgehen. Wo und 
wann immer es möglich ist, fordert 
das Aktienunternehmen von seinen 
Mieter*innen einen höheren Geld-
betrag für das Wohnen in seinen Im-
mobilien.

LEG schöpft jede Möglich -
keit der Mieterhöhung 
regelmäßig aus

Seit 2018 erhöht die LEG in Müns-
ter die Mieten grundsätzlich bis 
zum gesetzlich maximal möglichen 
Satz. damals lief die vereinbarte 

Der Millionen-Trick 
  der LEG in Münster
           Schummeln bei den Miet erhöhungen gemäß § 558 BGB
                               Von Werner Szybalski

Ehemalige Eisenbahnerwohnungen – Foto: Werner Szybalski
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Sozialbindung für die vielen ehe-
mals gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen unter dem dach der 
2008 von der damaligen CDU/FDP-
Landesregierung privati sierten, lan-
deseigenen Wohnungsgesellschaft  
LEG aus. Lag 2022 der durchschnitt -
liche Mietpreis in leG-Wohnungen 
in Münster bei 7,06 Euro pro Qua-
dratmeter, sollen laut Unterneh-
mensführung die durchschnitt lichen 
Mieterlöse in den kommenden Jah-
ren in Münster auf 10 Euro den Qua-
dratmeter steigen.

dazu bedarf es nicht nur der viel-
fach schon durchgeführten Mo-
dernisierungen mit anschließen-
der Umlage dieser Kosten auf die 
Mieter*innen, sondern auch der 
Veräußerung von noch immer sehr 
kostengünsti gen und natürlich we-
der sanierten noch modernisierten 
Wohnungen wie zum beispiel am 
berg Fidel. Und natürlich des einen 
oder anderen Kniff s, auf den selbst 
aufmerksame leG-Mieter*innen 
wie der oben erwähnte rumphors-
ter reinfallen können.

Auch in Münster existi ert ein lan-
desgesetzlich im § 201a bauGb 
festgestellter „angespannter Woh-
nungsmarkt“, der die möglichen 
Mieterhöhungen auf 15 Prozent in 
drei Jahren beschränkt. die ange-
botsmieten in nrW liegen gemäß 
landesgesetz vom dezember ver-
gangenen Jahres im durchschnitt 
(arithmeti sches Mitt el) bei 7,78 Euro 
und in den nrW-Gemeinden mit 
überdurchschnittlichen Mietprei-
sen bei 9,21 Euro. Tatsächlich ist 

nirgendwo sonst in Westf alen laut 
landesgesetz von dezember 2022 
die durchschnittliche angebots-
miete mit 10,48 Euro so hoch wie 
in der ehemaligen Provinzialhaupt-
stadt. lediglich in den rheinischen 
Metropolen Köln (11,93 Euro) und 
Düsseldorf (10,98 Euro) sowie in der 
ehemaligen bundeshauptstadt mit 
Universitätssitz Bonn (10,94 Euro) 
müssen Mieter*innen monatlich im 
Schnitt  mehr als in Münster an die 
Vermieter*innen zahlen.

Ziel sind zehn Euro Miete pro 
Quadratmeter bis 2030

Ziel der leG ist es, auf die ange-
strebten zehn euro 
p r o  v e r m i e t e t e m 
Quadratmeter Wohn-
raum in Münster zu 
kommen, was selbst-
verständlich in vielen 
LEG-Wohnkomplexen 
(Waldsiedlung Angel-
modde, berg Fidel, 
G r e v e n e r  S t r a ß e, 
Hiltrup, Jahnstraße, 
Kinderhauser Stra-
ße, Korte Ossenbeck, 
l ange Ossenbeck, 

Moorhook, Meßkamp, Philippistra-
ße oder in den alten bauabschnit-
ten der Weißenburgsiedlung) erst 
in einigen Jahren erreicht werden 
kann. In der Wohnung der abge-
lichteten Mieterhöhung (siehe Bild 

oben) wäre bei ständiger Mieter-
höhung von 15 Prozent innerhalb 
von jeweils drei Jahren die 10-euro-
Mietschallmauer erst im Jahr 2032, 
also in acht Jahren, durchbrochen. 
Für die Akti onär*innen der LEG Im-
mobilien SE off ensichtlich zu spät!

In den Mieterhöhungsschreiben 
des vergangenen Jahres und auch 
in denen von 2024 schummelt die 
leG nämlich, um so drei Prozent 
mehr Miete unter dem deckmantel 
einer Mieterhöhung gemäß Miet-
spiegel in Verbindung mit § 558 
BGB (in dem die Zustimmung zur 
Mieterhöhung geregelt ist; anm. d. 
Red.) abzukassieren.

die Mieterhöhungsschreiben 
der leG Wohnen nrW GmbH se-
hen wieder fast genauso aus wie 
bei der Mieterhöhung der vergan-
genen Jahre. auch werden grund-
sätzlich die in Münster maximal 
zulässigen 15 Prozent erhöhung in 
drei Jahren eingehalten. auf der 
zweiten Seite des Schreibens fin-

Sieht seriös aus, 

ist aber getrickst, 

um den LEG-

Mieter*innen mit 

falscher Darstellung 

drei zusätzliche 

Prozent Miete 

abzunehmen.

Foto: Werner Szybalski
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den Mieter*innen Tabellen und 
Listen, die die Berechtigung der Er-
höhung nachweisen sollen. Betitelt 
sind die Tabellen mit: „Ortsübliche 
Vergleichsmiete lt. Mietspiegel“. 

Alles in Ordnung also? Zumal auch 
grundsätzlich die unberechtigten 
und deshalb damals von vielen be-
mängelten Mieter höhungsgründe 
aus der vergangenen Mieterhöhung 
diesmal gar nicht erst im  Schreiben 
auftauchen.

Viele Mieter*innen halten 
drei Prozent Mietaufschlag 
für rechtmäßig

der Pensionär aus rumphorst fand 
die erhöhung zwar ungerecht, aber 
offensichtlich durch die Gesetzge-
bung gedeckt – er unterschrieb die 
beiliegende Zustimmungserklärung 
sofort, denn er wollte das Ärgernis 
gleich zu den akten legen. als er 
Monate später den sinnvollerweise 
eingerichteten monatlichen dau-
erauftrag ändern wollte, schaute 
er sich die erhöhung in dem brief 
nochmals genauer an. dabei fiel 
ihm auf: „In dem Schreiben sind 
nach einer Zwischensumme für die 
aus dem Mietspiegel abgeleiteten 
Mieterhöhungen weitere drei Pro-
zent Mietzuschlag aufgeführt. diese 
werden mit der In frastruktur in der 
Stadt Münster begründet. das ist 
nicht zulässig!“

eine zusätzlich erhöhte Miete für 
Kitas, alteneinrichtungen, Sport-
vereine in der Stadt oder auch den 
Flughafen Münster-Osnabrück zu 
verlangen, ist nicht zulässig (ver-
gleiche SPerre Winter-ausgabe 
2023). 

besonders dreist ist, dass auch 
„Spielplätze in 1.000 m“ (siehe Bild) 

an dieser Stelle von der leG aufge-

führt werden, obwohl die leG Spiel-
plätze im rahmen des Mietspiegels 
als „öffentliche Grünflächen im Um-
kreis von 100 m“ schon einbezieht. 
der Versuch, die leG-Mieter*innen 

in Münster für die 
vorhandene öffent-
liche, mit Steuermit-
teln erstellte Infra-
struktur, an deren 
Finanzierung sich 
die leG durch ihren 
börsenplatz london 

und ihren Firmensitz düsseldorf 
praktisch nicht beteiligt, zusätzlich 
zur Kasse zu bitten, erzürnte den 
Pensionär aus rumphorst. Und zwar 
derartig, dass er die Unterschrift 
unter diese dreiprozentige Miet-
erhöhung zurückzog und den betrag 
von rund 20 euro monatlich nie be-
zahlte.

Erneuter Rechtsstreit?

da Mieter*innen grundsätzlich ihre 
Unterschrift unter einer Zustimmung 
zur Mieterhöhung nicht widerru-

fen können, läuft es nun auf einen 
weiteren rechtsstreit mit der leG 
hinaus, denn der ehemalige eisen-
bahner fühlt sich übertölpelt: „Ich 
habe die nichtabdeckung dieser 
erhöhung durch den Mietspie-
gel erst nicht erkennen können.“  
Inzwischen hat er eine Zahlungs-
aufforderung von einem Inkas-
sounternehmen bekommen, da die 
leG den rechtsweg zunächst wohl 
nicht beschreiten will. nachvoll-
ziehbar, denn ihr Verhalten mit den 
im  Schreiben versteckten, zusätz-
lichen und unberechtigten Miet-
erhöhungen – was auch alle drei 
Mietervereine in Münster so se-
hen – würde sonst Thema vor dem 
amtsgericht. dies wäre allerdings 
im Sinne der leG-Mieter*innen in 
Münster.

bei einem entsprechendem Urteil 
könnte die leG schließlich generell 
auf die drei unredlichen Prozent 
Mieterhöhung, durch die in einem 
Jahr in der Stadt eine Geldsumme 
von über 1.000.000 euro zusam-
menkommen dürfte, verzichten und 
damit die Mieter*innen erheblich 
entlasten.

Eine zusätzlich erhöhte Miete für Kitas,  

Alteneinrichtungen, Sportvereine in der Stadt 

oder auch den Flughafen Münster-Osnabrück 
zu verlangen, ist nicht zulässig
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20 
bis 25 Menschen saßen und aßen in verschie-
denen Gruppen zusammen. Sie hatt en sich of-
fensichtlich schon kennengelernt und wussten 

miteinander zu reden. 
Der Off ene Treff  ist der Kern des MuM. Eine Reihe von 

ehrenamtlich engagierten Frauen hat sich zu „Gastge-
berinnen“ schulen lassen. Gastgeberinnen kommen aus 
dem Mütterzentrumskonzept, die Schulungen werden 
von den Mütterzentrumsverbänden angeboten. Gäste 
sollen sich willkommen und mit all ihren anliegen ange-
nommen fühlen. 

Die Off enheit für vielfälti ge Anliegen ist am Programm 
des Hauses zu erkennen, anregungen und aktivitäten 
aus dem Kreis der Gäste füllen das Wochenprogramm 
des Off enen Treff s und das Programmheft . Da gibt es das 
Kindercafé, den Mitt agsti sch 50+, eine Mediensprech-
stunde, Inklusives Tanzen, ein repair-Café, den Second-
hand-Shop, verschiedene Selbsthilfegruppen, Yoga- und 
Zumba-Kurse. Verschiedene beratungsangebote drehen 
sich um Familie, Kinder und die Verbindung mit einer 
Berufstäti gkeit. 

Ein Deutsch-Treff , das internati onale Frühstück oder das 
Angebot der mutt ersprachlichen Unterstützung gehen auf 
die bedürfnisse von eingewanderten Menschen ein. In 
mitt lerweile zwölf Sprachen kann man mutt ersprachliche 

begleitung zum arzt oder ei-
nem amt bekommen. Unter 
den etwa 60 Ehrenamtlichen, 
den „Alltagsheld:innen“, sind 
mehr als 25 Zugewanderte 
aus anderen Kulturen aktiv 
– es geht also sehr weltoff en 
zu im MuM.

„Was ist denn hier der rote Faden?“

„Manchmal werden wir gefragt: Es gibt so viel Verschie-
denes im MuM, aber was ist denn hier der rote Faden?“ 
anja Wenning, die kaufmännische leiterin, antwortet 
dann: „Wir haben hier mit dem MuM 
einen rahmen. Wer will, bringt neue 
Ideen und das Handeln ein. der rote 
Faden ist das, was ihr davon macht.“ 
dieser rote Faden wird gut aufge-
nommen und auch weitergesponnen. 
„Selbst etwas anpacken und gemein-
sam gestalten zu können, das ist auch 
eine Schulung in Demokrati e“, ergänzt 
Cora Georgi, pädagogische leiterin im 
MuM. das ist heutzutage ja gefordert. 

Das MuM ist vor gut 28 Jahren als 
Mütterzentrum aus einer Gieven-
becker Mütterinitiative entstanden 
und hat sich 2008 zum Mehrgenera-

Demokratietraining 
in Gievenbeck
Das Mehrgenerati onenhaus 
und Mütt erzentrum MuM 
Von Arnold Voskamp

Die SPERRE verteilen wir in Münster an vielen Orten, 

wo Menschen zusammenkommen. Eine dieser Stel-

len ist das MuM, der Mehrgenerati onenhaus und 
Mütt erzentrum e. V. in Gievenbeck. Schon lange 
wollte sich unser Redakti onsmitglied Arnold Vos-
kamp das angucken. Dienstags um 13 Uhr gibt es 

im Off enen Treff  den Mitt agsti sch 50+, mit einem 
Drei-Gänge-Menu ging sein Besuch also los. 
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tionenhaus weiterentwickelt. Lange Jahre war das MuM 
in einer alten, aber kreativ gestalteten Baracke am Ge-
scherweg aktiv. Vor einem Jahr ist das MuM umgezo-
gen in ein neu gebautes Haus direkt nebenan. „Das war 
natürlich eine deutliche Änderung“, sagt Cora Georgi. 
„Im alten MuM war alles nicht so perfekt, wir muss-
ten und konnten vieles selber gestalten. dafür hat das 
neue Zentrum bessere räumliche bedingungen. es ist 
beispielsweise barrierefrei. Man kommt leichter rein und 
die Toiletten haben breite Türen. Für die Inklusion ist das 
natürlich sehr gut.“ 

die inklusiven angebote sind angeregt worden von ei-
ner ehrenamtlich tätigen Mutter eines Kindes mit Ein-
schränkungen. 

das MuM hat einen deutlichen bezug zum Stadtviertel. 
das macht sich bei den Gästen bemerkbar und ebenso 
bei der Zusammenarbeit mit vielen Gievenbecker ein-
richtungen. In der bauzeit, als das alte Zentrum weg und 
das neue noch nicht da war, konnte das MuM im benach-
barten Gemeindezentrum einer Kirche weitermachen. 

Aus der Baracke in den barrierefreien  
Neubau

Teilweise flossen eigene Wünsche in die Gestaltung 
des neuen Hauses ein, freut sich Cora Georgi. „Ein Studi-
enprojekt vom Fachbereich Design hat mit uns Aktiven, 
auch den ehrenamtlichen, viel Zeit verbracht. Wir haben 
ausführlich beraten und geplant, wie wir uns ein gutes 
Zentrum vorstellen. einen Teil unserer Wünsche hat die 
Wohnungsgesellschaft der Stadt Münster, die Wohn- und 
Stadtbau, als Bauherrin umgesetzt.“ 

Neben dem Offenen Treff gibt es ein Spielzimmer, auf 
der anderen Seite eine Küche, oben eine (teilbare) klei-
ne Turnhalle, Platz für den Secondhand-Shop und ein 
bücherregal sowie für zwei kleine büros, dazu draußen 
einen kleinen Garten. das Mini-MuM im Hof Hesselmann 
bietet zweimal pro Woche einen Offenen Treff für Kinder 
im Stadtteil Mecklenbeck.

Ein Bundesprogramm für Mehr-Generationen-Häuser 
unterstützt das MuM und wesentlich die Stadt Münster. 

die neue Miete ist zwar deutlich hö-
her als früher in der baracke. da ist die 
Stadt aber sehr positiv eingesprungen. 

etwa 15 Prozent der Finanzen bestrei-
tet der Verein aus eigenmitteln, also 
Mitgliedsbeiträgen, Spenden und Ähn-
lichem. Anja Wenning ist das wichtig: 
„Wir freuen uns über jede Unterstüt-
zung. damit haben wir einen Spielraum, 
anregungen von unseren Gästen aufzu-
greifen und Neues anzupacken.“

Das Programm von MuM finden Interessierte 

unter https://www.mum-muenster.de/
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Zu Beginn des neuen Jahres sind Änderungen in der Sozialgesetzgebung wirk-

sam geworden. Die wichti gsten sind hier zusammengefasst und aufgeführt. 
Einige davon treten später, im Laufe des Jahres 2024 also, in Kraft .

Z
um 1. Januar sti egen die Regel-
sätze für das bürgergeld und die 
Sozialhilfe. So erhalten allein-

stehende jetzt 563 Euro pro Monat, 
was einem Anstieg von 61 Euro ent-
spricht. Für Paare bzw. bedarfsge-
meinschaften stieg der Satz von 451 
auf 506 Euro pro Partner. Kinder 
und Jugendliche erhalten je nach 
Altersstufe 39 bis 51 Euro mehr als 
bisher.

Zudem gibt es etwas mehr Geld für 
den Schulbedarf wie Taschenrechner 
und Schrift zeug: für das erste Schul-
halbjahr 130 statt bisher 116 Euro 
und für das zweite 65 statt  58 Euro.

der gesetzliche Mindestlohn stieg 
zum 1. Januar von 12 euro auf 12,41 
euro brutto pro Stunde. auch ein-
zelne branchen-Mindestlöhne sind 
gesti egen, zum Beispiel im Schreiner-
handwerk, bei elektrobetrieben und 
in der Gebäudereinigung. In der al-
tenpflege erhalten Pflegehilfskräfte 

ab 1. Mai 15,50 Euro pro Stunde, qua-
lifizierte Pflegehilfskräfte mit einer 
einjährigen Ausbildung 16,50 Euro 
und Pfl egefachkräft e 19,50 Euro. 

Das gilt in Pfl egebetrieben. Bei Be-
schäft igungen in Privathaushalten ist 
der gesetzliche Mindestlohn von ak-
tuell 12 euro die Grundlage.

MINIJOBS

anders als bei früheren Mindest-
lohn-erhöhungen reduziert sich 
für Minijobber nicht mehr die ar-
beitszeit, denn Mindestlohn und 
die Minijob-Verdienstgrenze sind 
jetzt gekoppelt. nach Mitteilung 
der Minijob-Zentrale sind weiterhin 
etwa 43 arbeitsstunden im Monat 
möglich. 

ein Minijob liegt dann vor, solange 
der voraussichtliche Jahresverdienst 
die Grenze von 6456 Euro nicht 
überschreitet. Das entspricht maxi-
mal 538 Euro Monatsverdienst.

AUSGLEICHSABGABE

arbeitgeber, die 20 oder mehr ar-
beitsplätze anbieten, müssen min-
destens fünf Prozent davon mit 
schwerbehinderten Menschen be-
setzen. Tun sie das nicht, wird eine 
sogenannte ausgleichsabgabe fällig. 
deren Höhe richtet sich danach, wie 
weit das jeweilige Unternehmen vom 
Fünf-Prozent-Ziel entf ernt ist. 

2024 kommt eine neue, vierte Stufe 
hinzu: Betriebe ab 60 Beschäft igten, 
die keinen einzigen Schwerbehinder-
ten beschäft igen, müssen 720 Euro 
ausgleichsabgabe pro Monat zahlen.

AZUBIS

Auszubildenden soll der Einsti eg ins 
berufsleben erleichtert werden, das 
wird unter anderem ab april 2024 
durch ein Berufsorienti erungsprakti -
kum möglich. dabei können für kurze 

Von Christoph Theligmann

, 

Fotos: Agneta Becker
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und auch überregionale Prakti ka die 
Fahrt- und Unterkunft skosten über-
nommen werden.

Für junge leute, die im Jahr 2024 
eine ausbildung beginnen und de-
ren Betrieb keiner Tarifb indung un-
terliegt, gilt eine Mindestvergütung 

von 649 Euro pro Monat. 2023 
hatt e der Einsti egs-Mindestsatz 
bei 620 Euro gelegen. Auch Azu-
bis im zweiten bis vierten lehr-
jahr bekommen mehr Geld.

AUSLÄNDISCHE 
FACHKRÄFTE

das Fachkräfte-einwande-
rungsgesetz wird ab März 2024 
erweitert. So erhalten etwa 
Fachkräfte, die aus dem aus-
land nach deutschland kom-
men wollen, eine aufenthalts-

erlaubnis für 24 statt 12 Monate, 
um an Qualifizierungsmaßnahmen 
teilzunehmen. Zudem müssen zum 
beispiel ausländische IT-Spezialisten 
für ein Visum keine Sprachkenntnis-
se mehr vorweisen, außerdem nur 
noch zwei statt  drei Jahre Berufser-
fahrung. Pfl egehilfskräft e aus Dritt -
staaten können im Gesundheits- und 
Pflegebereich beschäftigt werden, 
auch wenn ihre ausbildungszeit un-
ter drei Jahren gelegen hat.

RENTEN

laut aktuellem rentenversiche-
rungsbericht ist im Juli mit einer 
rentenerhöhung von circa 3,5 
Prozent zu rechnen. rentenbezie-
hende, die vor 2019 eine Erwerbs-
minderungsrente erhalten haben, 
können mit einem Extra-Zuschlag 
von 7,5 Prozent rechnen, wenn die 
erwerbsminderungs- oder Hinter-
bliebenenrente zwischen Januar 
2001 und Juni 2014 begann.

beim rentenbeginn zwischen Juli 
2014 und Dezember 2018 gibt es 
einen Zuschlag von 4,5 Prozent. 
die rentenversicherung prüft au-
tomatisch, wer anspruch auf den 
Zuschlag hat.

BETRIEBSRENTE UND 
KRANKENVERSICHERUNG

Bei Pfl ichtversicherten gilt für Be-
triebsrenten ein Freibetrag, auf den 
keine Krankenkassenbeiträge fällig 
werden. Bislang waren das 169,75 
Euro im Westen und 164,50 Euro 
im Osten. Zum 1. Januar sti eg die-
se Grenze auf 176,75 Euro in West-
deutschland und auf 173,25 euro in 
Ostdeutschland. beiträge müssen 

also erst gezahlt werden, wenn die 
betriebsrenten höher sind als dieser 
Wert. Für freiwillig Versicherte gibt 
es keinen Freibetrag.

KRANKMELDUNG AN 
DIE ARBEITSAGENTUR

arbeitslose, die gesetzlich kranken-
versichert sind, müssen der agentur 
für arbeit zwar weiterhin melden, 
wenn sie krank sind, aber ab 1. Janu-
ar keine arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung mehr vorlegen. Stattdessen 
kann die behörde diese Meldung au-
tomati siert bei der zuständigen Kran-
kenkasse abrufen.

das gilt auch für Teilnehmer an 
Maßnahmen der beruflichen Wei-
terbildung oder einer Maßnahme zur 
Akti vierung und berufl ichen Einglie-
derung.

Foto: Agneta Becker

Änderungen im Bereich Arbeit 
und Soziales in 2024
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bis 40.000 euro. diese einkommens-
grenzen sti egen jetzt zum 1. Januar 
2024 auf 40.000 beziehungsweise 
80.000 Euro.

BEITRAGSBEMESSUNGS- 
GRENZEN 

In der gesetzlichen Krankenversi-
cherung steigt die beitragsbemes-
sungsgrenze bundesweit einheitlich 
auf 62.100 Euro jährlich, das sind 
5175 euro im Monat. die Versiche-
rungspflichtgrenze liegt bei 69.300 
euro im Jahr bzw. 5775 euro im Mo-
nat. Wessen Brutt ogehalt höher ist, 
der oder die kann sich privat kran-
kenversichern lassen.

auch die beitragsbemessungsgren-
ze in der allgemeinen rentenversi-
cherung steigt, und zwar in den ost-
deutschen bundesländern auf 7450 
euro und im Westen auf 7550 euro 
im Monat. In der knappschaft lichen 
rentenversicherung erhöht sich die 
Einkommensgrenze auf 9200 Euro 
pro Monat im Osten und 9300 Euro 
im Westen.

EINKOMMENSTEUER 

bei der einkommensteuer steigt 
der Grundfreibetrag um 696 Euro 
auf 11.604 Euro. Der Kinderfreibe-

trag steigt um 360 auf 6384 Euro. Der 
Spitzensteuersatz von 42 Prozent wird 
2024 ab einem Jahreseinkommen von 
66.761 Euro erhoben. 2023 hatt e die 
Grenze bei 62.810 Euro gelegen. 

SOLIDARITÄTSZUSCHLAG

ab 2024 gilt eine höhere Freigrenze 
beim „Soli“: Erst, wenn die zu zah-
lende lohn- oder einkommensteuer 
über 18.130 Euro bzw. bei Zusam-
menveranlagung über 36.260 Euro 
pro Jahr liegt, wird der beitrag fällig.

PFÄNDUNGS- 
FREIGRENZEN

die gesetzlichen Pfändungsfrei-
grenzen werden zum 1. Juli 2024 wie-
der angepasst. Sie garantieren ver-
schuldeten Personen mit arbeitsein-
kommen ein Existenzminimum. Liegt 
das arbeitseinkommen über dem 
Grundfreibetrag, bleibt dem Schuld-
ner ein gewisser Teil vom Mehrver-
dienst erhalten. der pfändungsfreie 
betrag erhöht sich zudem, wenn der 
Schuldner gesetzlich zu Unterhalts-
leistungen verpfl ichtet ist. Bei Allein-
stehenden wird die Pfändungsfrei-
grenze ab 1. Juli gemäß einer run-
dungsvorschrift auf den nächsten 
vollen 10-euro-betrag aufgerundet.

Änderungen im Bereich Arbeit 
und Soziales in 2024

BEZAHLTES 
PFLEGESTUDIUM

Studierende in der Pfl ege erhalten 
ab 1. Januar für die gesamte dauer 
ihres Studiums eine Vergütung. au-
ßerdem wird die akademische Pfl e-
geausbildung zum dualen Studium 
hochqualifiziert. Wer bereits eine 
Pfl egeausbildung an einer Hochschu-
le begonnen hat, erhält für die ver-
bleibende Studienzeit ebenfalls eine 
Vergütung. 

arbeitgeber haben noch bis 
ende 2024 die Möglichkeit, ihren 
Mitarbeiter*innen eine Infl ati onsaus-
gleichsprämie zu zahlen, ohne dass 
dafür lohnnebenkosten anfallen. die 
Prämie kann bis zu 3000 euro betra-
gen.

ARBEITNEHMER-
SPARZULAGE

ab 2024 haben deutlich mehr 
Menschen anspruch auf die ar-
beitnehmer-Sparzulage. So gibt es 
einen Staatszuschuss für arbeit-
nehmer*innen mit geringem ein-
kommen, die vom arbeitgeber 
vermögenswirksame leistungen 
erhalten. dazu zählen etwa Son-
derzahlungen für bausparverträge, 
Akti enfonds oder Riester-Verträge. 
Anspruchsberechti gt waren bislang 
Alleinstehende mit maximal 20.000 
euro zu versteuerndem einkommen 
pro Jahr und Lebensgemeinschaft en 
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Foto: Tom Wieden- pixabay.com
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DÜSSELDORFER          
TABELLE 

Trennungskindern steht in diesem 
Jahr mehr Geld zu als bislang. auch 
volljährige Kinder haben nun an-
spruch auf mindestens 689 Euro im 
Monat, das sind 61 Euro mehr als bis-
her. der bedarfssatz von Studieren-
den, die nicht mehr zu Hause leben, 
bleibt jedoch unverändert bei 930 
euro. 

Gleichzeitig steigt aber auch der 
Selbstbehalt für Unterhaltspfl ichti ge 
leicht an: für nicht erwerbstäti ge Vä-
ter und Mütter auf 1200 euro statt 
bisher 1120 Euro, für Erwerbstäti ge 
auf 1450 statt  1370 Euro.

ARBEITSUNFÄLLE 
DIGITAL MELDEN

ab dem 1. Januar können betriebe 
Unfälle und berufskrankheiten ih-
rer Mitarbeiter auch online an die 
Gesetzliche Unfallversicherung mel-
den. dafür wurde ein Serviceportal 
eingerichtet. 

Ab 2028 wird die digitale Über-
mitt lung dann zur Pfl icht. Einheitli-
ches SV-Meldeportal: Arbeitgeber 
und Selbstständige können für Mel-
dungen an die Sozialversicherungs-
träger ab 2024 nur noch das im Ok-
tober gestartete „SV-Meldeportal“ 
nutzen. das von vielen noch genutz-
te Alternati vportal sv.net wird kom-
plett  ersetzt und ist Ende Februar 
2024 endgültig abgeschaltet wor-
den.

WENIGER BARGELD 
FÜR GEFLÜCHTETE IN 
UNTERKÜNFTEN

Ab Januar 2024 erhalten Gefl üch-
tete, die bürgergeld oder Sozialhilfe 
beziehen und in Gemeinschaft sun-
terkünft en mit Vollverpfl egung le-
ben, kein bargeld mehr für lebens-
mittel und Haushaltsenergie. der 
Wert dieser Sachleistung beträgt 
bei einem alleinstehenden erwach-
senen 186 Euro. Dieser Betrag wird 
nun vom bürgergeld bzw. der Sozi-
alhilfe abgezogen.

ELTERNGELD UND 
ELTERNZEIT 

ab 2024 haben weniger Gutver-
dienende anspruch auf elterngeld. 
So sollen ab 1. april nur noch Paare 
mit einem zu versteuernden ein-
kommen bis 200.000 euro pro Jahr 

elterngeld erhalten. Für alleinerzie-
hende wird die einkommensgrenze 
auf 150.000 euro pro Jahr abge-
senkt. 

Geplant ist zudem, dass nach dem 
zwölften lebensmonat des Kindes 
nicht mehr beide elternteile gleich-
zeiti g das Basiselterngeld beziehen 
können. eltern sollen nur noch einen 
Monat gemeinsame elternzeit neh-
men können, bisher 
waren es zwei Mo-
nate.

KINDER -        
ZUSCHLAG

 
Familien mit sehr 

geringem einkom-
men erhalten ab 
1 .  J a n u a r  u n t e r 
Umständen mehr 
Geld: Der mögliche 
Höchstbetrag für den 
Kinderzuschlag steigt 
von 250 auf 292 Euro 
pro Monat. die ge-
naue Höhe richtet 
sich jeweils nach den 
persönlichen lebens-
umständen der Fami-
lie. 

Wer den Kinderzu-
schlag bereits erhält 
oder beantragt hat, 
muss nicht akti v wer-
den: Bei Berechti-
gung wird der betrag 
automatisch ange-
passt.
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Zum 1. Januar 2024 wurden die einzelnen 
regelbedarfe des bürgergeldes um 12,2 

Prozent angehoben. Für Alleinstehende sti eg 
der regelbedarf um 53 euro von 502 euro 
auf 563 Euro. Entsprechend sti egen auch die 
beträge für Partner*innen in der bedarfsge-
meinschaft  von 451 Euro auf 502 Euro.

Seit 2023 fi ndet beim Bürgergeld zusätzlich 
zur Preisentwicklung und Nett olohnent-

wicklung auch die voraussichtliche Infl ati on 
Berücksichti gung.  Für alle Kinder und Jugend-
lichen wird monatlich ein Sofortzuschlag in 
Höhe von 20 euro vom Jobcenter gezahlt.

Falls ein stati onärer Aufenthalt (Kranken-
haus, Reha usw.) nicht länger als sechs 

Monate dauert, werden leistungen für re-
gelbedarf und Mietkosten komplett über-
nommen. Die Verpfl egung im Krankenhaus 
wird auf die regelbedarf-leistungen nicht 
angerechnet. 

Vom Jobcenter werden zusätzlich zum 
regelsatz die Heizkosten und Kosten für 

die Wohnung (Unterkunft ) gezahlt. Die Heiz-
kosten werden nur in einer angemessenen 
Höhe übernommen. Für die Wohnungskos-
ten gilt mit der einführung des bürgergel-
des eine zwölfmonati ge Karenzzeit, in dieser 
Zeit wird die angemessenheit der Wohnung 
nicht überprüft . 

Wenn zum beispiel in 2023 das bürger-
geld das ganze Jahr bezogen worden 

war, endete somit die Karenzzeit im dezem-
ber 2023. ab Januar 2024 kann daher das 
Jobcenter die angemessenheit der Mietkos-
ten überprüfen.  rio

Bürgergeld: 

Was sich beim 
Regelbedarf 
in 2024 alles 
ändert

Bedarf 
Bürgergeld 

bis 2023 in €
Bürgergeld 

  ab 2024 in € 

regelbedarf für alleinstehende/ 
alleinerziehende (Regelbedarfsstufe 1)

502 563

Volljährige Partner*innen innerhalb einer 
Bedarfsgemeinschaft  (Regelbedarfsstufe 2)

451 506

Erwachsene Behinderte in stati onären 
einrichtungen (Regelbedarfsstufe 3)

402 451

rl unter 25-Jährige im Haushalt der eltern
(Regelbedarfsstufe 3)

402 451

Kinder zwischen 14 und 17 Jahren
(Regelbedarfsstufe 4)

420 471

Kinder zwischen 6 und 13 Jahren
(Regelbedarfsstufe 5)

348 390

Kinder zwischen 0 und 5 Jahren
(Regelbedarfsstufe 6)

318 357

Anteil am Regelbedarf
in % der 

Regelleistung in €

nahrung, alkoholfreie Getränke 34,70 195,36

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 9,76 54,95

Post und Telekommunikati on 8,94 50,33

bekleidung, Schuhe 8,30 46,73

Wohnen, energie, Wohninstandhaltung 8,48  47,74

Innenausstatt ung, Haushaltsgeräte und 
-gegenstände

6,09 34,29

andere Waren und dienstleistungen 7,98 44,93

Verkehr 8,97 50,50

Gesundheitspfl ege 3,82 21,51

Beherbergungs- und Gaststätt endienst-
leistungen

2,61 14,69

bildung 0,36 2,03

Gesamt 100 563,00

Regelbedarf seit dem 1. Januar 2024
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Arme Menschen sterben eher – 

diese Erkenntnis ist nicht neu. 

Die Gründe dafür sind ebenfalls 

weitgehend bekannt. Doch wel-

che Gegenmaßnahmen sind 

nicht nur allgemein, sondern 

ganz genau vor Ort geeignet, um 

an dem Gesundheitsstatus vor 

Ort etwas zu ändern? Die Stadt 

Münster, Mitglied im  „Gesunde-

Städte-Netzwerk“ arbeitet an 

einem Handlungsprogramm. 

e
nde august 2023 fand in Münster 
die Konferenz „Gesundheit für alle 
– Gemeinsam die gesunde Stadt 

gestalten“ statt . Sie wurde im Rahmen 
eines Projektes am Insti tut für Geogra-
phie der Universität Münster unter der 
leitung von Professorin dr. Iris dzud-
zek der organisiert, die 2018 den Uni-
versitätspreis für exzellente Lehre der 
Goethe Universität Frankfurt verliehen 
bekam. an der Konferenz beteiligten 
sich folgende Vertreter von Wissen-
schaft und Verwaltung: für die Stadt 
Münster Oberbürgermeister Markus 
Lewe, Robin Denstorff  (Dezernent für 
Planung, Bau und Wirtschaft ), Corne-

lia Wilkens (Dezernenti n für Soziales, 
Integrati on, Kultur und Sport) und Dr. 
Matthias Schmidt (Geschäftsführung 
im Arbeitskreis Nachhalti ge Stadtent-
wicklung) sowie außerdem Nikolaj 
Salzmann (Berater Lebenswelten der 
Techniker Krankenkasse) und Prof. Dr. 
Heike Köckler (Hochschule für Gesund-
heit Bochum).  

Unterschiede bestehen 
sogar schon zwischen 
einzelnen Stadtt eilen
aus Studien in den USa ist bekannt, 

dass armut negative auswirkungen 

Armut verkürzt die Lebenserwartung

In Münster wird diskuti ert, wie sich negati ven Auswirkungen 
auf die Gesundheit begegnen lässt

Von Regina Ioff e

Foto: Agneta Becker
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auf die Gesundheit hat und dass arme 
Menschen in Stadtteilen mit mehr 
Schadstoffen in der Umwelt leben. 
Studien des robert-Koch-Instituts 
(KiGGS und GEDA) zeigen auch für 
deutschland Unterschiede bei Ge-
sundheit und lebenserwartung von 
Menschen in abhängigkeit von de-
ren sozio-ökonomischem Status. die 
durchschnittliche lebenserwartung 
ist in armen Kommunen in deutsch-
land bezogen auf jeweils alle einwoh-
ner fünf Jahre niedriger als in reichen 
Kommunen.  

noch stärkere diskrepanzen treten 
zwischen einzelnen Stadtteilen auf: 
In armen Stadtteilen ist die durch-
schnittliche Lebenserwartung um bis 
zu 12 Jahre gegenüber reichen Stadt-
teilen verkürzt. das hat natürlich 
Gründe: Häufig leben einkommens-
schwache Menschen in Stadtteilen 
mit mehreren ungünstigen Faktoren. 
die Chancen, ein gesundes leben zu 
führen, sind also ungleich verteilt. 
Im Vortrag erwähnte dzudzek daten 
von ausländischen Forschern, wo-
nach die Gesundheit zu 21 Prozent 
von der Genetik bzw. biologie be-
stimmt wird und zu 38 Prozent vom 
individuellen Verhalten, lebensstil. 
die weiteren Faktoren sind zu 7 Pro-
zent physisches Umfeld (zum Beispiel 
Qualität einer Wohnung oder eines 
Hauses), 11 Prozent medizinische 
Versorgung, 23 Prozent soziale de-
terminanten. 

dzudzek zeigte in ihrem Vortrag 
aber auch, dass die Gesundheit ge-
fördert werden kann sowohl auf  
dem individuellen niveau durch Ver-
haltensänderungen (Bewegung, Er-
nährung, Verzicht auf das Rauchen) 
als auch auf dem gesellschaftlichen 
Niveau (Wohnen, Arbeiten, Einkom-
men, bildung,  urbanes Grün,  Stress-
reduktion durch  bekämpfung der 
gesellschaftlichen diskriminierung  
und Stressreduktion und psychische 
Widerstandsfähigkeit durch  Mög-
lichkeiten der sozialen Teilhabe). Le-
bensverhältnisse, die in Verantwor-
tung des lokalen Staates, der Stadt 

und der Zivilgesellschaft liegen, be-
einflussen insgesamt  bis zu 41 Pro-
zent die Gesundheit einer Person.  
Krankmachenden Verhältnissen wie 
lärm, luftschadstoffe, fehlende 
Grün- und Freiflächen oder soziale 
benachteiligung sind zunehmend 
ärmere Menschen ausgesetzt.

Handlungsprogramm für 
Münster bis zum Jahr 2026

Münster gehört zum Gesunde-Städ-
te-netzwerk. 2022 und 2023 erfolg-
te eine Identifikation von möglichen 

Handlungsfeldern auf 
der gesamtstädtischen 
ebene und auf der ebe-
ne von einzelnen Stadt-
teilen wie berg Fidel, 
Coerde oder Hansavier-
tel  mit der befragung 
von einwohner*innen. Zum Jahr 
2026 soll ein kommunales Hand-
lungsprogramm erarbeitet werden. 
Stadtteile wie Berg Fidel und Coerde 
stehen nicht zufällig auf der liste mit 
Handlungsbedarf. 

In Münster gibt es leider eine Häu-
fung von Gesundheitsproblemen, 
die schon Kinder betreffen, wie 
Schuleingangsuntersuchungen zei-

gen. So nehmen Kindergarten-Kin-
der aus Stadtteilen wie Berg Fidel, 
Coerde, Kinderhaus-West und an-
gelmodde leider Spitzenpositionen 
auf der rangliste für  behandlungs-
bedürftige Karies ein, was mögli-
cherweise auf falsche ernährung 
hinweist. Stadtteile wie Coerde, St. 
Josef, Kinderhaus-Ost und Kinder-
haus-West, Hiltrup-Mitte und Hil-
trup-Ost haben höhere anteile von 
Kita-Kindern, deren Gewicht über 
der Altersnorm liegt (in dem Be-
reich von Übergewicht oder sogar 
Adipositas). 

der anteil der Kinder, die zur Schu-
leingangsuntersuchung noch nicht 
schwimmen können, ist am höchs-
ten in Coerde, berg Fidel und Kinder-
haus-West. 

Damit befinden sich die bedenkli-
chen daten von Schuleingangsunter-
suchungen aus  Münster in Überein-
stimmung mit anderen Erhebungen 
in deutschland.

In Münster wird diskutiert, wie sich negativen Auswirkungen 

Von Regina Ioffe

Häufig leben einkommensschwache Menschen 
in Stadtteilen mit mehreren ungünstigen  
Faktoren. Die Chancen, ein gesundes Leben  
zu führen, sind also ungleich verteilt. 

Foto: Agneta Becker
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dr. lars Handrich von der dIW econ 
GmbH schreibt 2023 in seiner Kurz-
experti se für die Diakonie Deutsch-
land1: 

„Im Folgekostenbereich Gesund-

heit liegt beispielsweise für ar-

mutsbetroffene Kinder das Risiko 

höher, gesundheitliche Probleme 

zu entwickeln und deshalb langfris-

tig arbeitsunfähig zu werden oder 

Gesundheitsdienstleistungen in An-

spruch nehmen zu müssen. Alleine 
die direkten und indirekten Kosten 

im Zusammenhang mit Adipositas, 

deren Risiko mit Kinderarmut steigt, 

lagen 2016 bei jährlich mehr als 

60 Milliarden Euro (Effertz, Engel, 

Frank, & Linder, 2016)“.
ein weiteres Zitat2: 
„Leben Haushalte in Armut, so hat 

dies einen direkten Einfl uss auf die 
Gesundheit der Haushalte und der 

darin lebenden Kinder. Oft kommt 
es zu einer Kumulati on von Gesund-
heitsrisiken. Kinder aus armen Haus-
halten treiben beispielsweise we-

niger Sport… So können Eltern aus 

den einkommensschwächsten Haus-

halten etwa zehnmal weniger Geld 

für Medikamente, 

A r z tkos ten  und 

therapeuti sche An-
gebote ausgeben 

als Eltern aus den 

einkommensstärksten Verhältnissen 

(iwd, 2022). 
Armut wirkt sich auch auf die Ernäh-

rungsweise der betroffenen Kinder 

aus… Im Ergebnis sind Kinder und Ju-

gendliche aus prekären sozialen Mili-

eus eher übergewichti g und von Adi-
positas betroff en als Kinder aus geho-
benen Milieus (HBSC-Studienverband 

Deutschland, 2020). Auch Krankheiten 
wie Diabetes oder Bluthochdruck tre-

ten häufiger in armutsgefährdeten 

Haushalten auf als im Bevölkerungs-

durchschnitt (…)“.

Erste erfolgreiche Projekte

die Stadtverwaltung hat bereits eini-
ge Problemfelder für Münster erkannt 
und erfolgreiche Projekte durchge-
führt. dazu zählen zum beispiel das 
Projekt „Gesundes Essen für alle“ vom 
HOT Coerde unter der leitung von 
Gemeindepädagogin und Sozialpäda-

gogin lisa Wesbuer, Fahrradkurse 
für Frauen vom Verein „Move und 
meet“ in Coerde, Sport- und Bewe-
gungsangebote für Kinder, Jugend-
liche und erwachsene vom Stadt-
sportbund in Coerde und berg Fidel.
Hoffentlich werden im laufe des 
Projektes „Gesundheit in der nach-
haltigen Stadt“ weitere wichtige 
Handlungsfelder aufgespürt und 
durch eine sichere Finanzierung 
von der Stadtverwaltung Münster 
langfristi g  unterstützt.

Eine gesunde Stadt ist eine Stadt, in der Gesund-
heit und Wohlergehen der Bürger im Mitt el-
punkt des Entscheidungsprozesses stehen. 

(Aus: „Gesunde Städte – Gesunde Menschen“, WHO)

1 Kosten (k)einer Kindergrundsiche-

rung: Folgekosten von Kinderar-

mut, DIW ECON GmbH, Berlin, 
2023, Einführung  S.i.

2 Kosten (k)einer Kindergrundsiche-

rung: Folgekosten von Kinderar-

mut, DIW ECON GmbH, Berlin, 
2023, S. 11,12.
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S
eit Jahresbeginn ist die neue 
ratgeber-broschüre Münster-
Kompass für Zugewanderte, 
herausgegeben vom abM – 

arbeitslose brauchen Medien e.V., in 
Münster erhältlich.

der abM e.V. ist bereits Herausge-
ber der quartalsweise erscheinen-
den SPerre – Münsters Magazin für 
arbeit, Soziales und Kultur sowie der 
mitt lerweile in mehrfacher Aufl age 
erschienenen broschüre Fast um-
sonst … mit dabei! und zudem Trä-
gerverein des MalTa – Münsters ar-
beitsLosenTreff  Achtermannstraße, 
das sich in unmitt elbarer Nähe des 
Hauptbahnhofs befi ndet. 

Die Publikati on Münster-Kompass 
für Zugewanderte richtet sich zu-
vorderst an aus dem ausland nach 
Münster migrierte Menschen, seien 
es Gefl üchtete oder aus freien Stü-
cken Zugezogene, sowie an Ämter, 
Behörden, Insti tuti onen, Vereine, In-
iti ati ven, Gruppen und Einzelperso-
nen, die diese Menschen in diversen 
belangen begleiten und unterstüt-
zen.

Der Ratgeber bietet auf über 80 
Seiten eine Fülle an Informati onen, 
anlaufstellen, beratungs- und Un-
terstützungsangeboten sowie Mög-
lichkeiten zur aktiven einbringung 
und Mitgestaltung in den Themen-
schwerpunkten Integrati on, Sozial-
wesen, Gesundheit, Schutz vor Ge-
walt, Kultur und religion im Stadtge-
biet Münster. 

Ein Novum im integrati ven 
Angebot der Stadt

damit ist der Münster-Kompass für 
Zugewanderte der erste ratgeber 
in diesem Format und Umfang, der 
sich gezielt an nicht-deutsche neu-
Münsteraner*innen und ihr soziales 
Umfeld wendet. er stellt somit ein 
Novum im integrati ven Angebot der 
Stadt Münster dar. 

die broschüre ist kostenlos und 
ab sofort im MalTa – Münsters ar-
beitslosenTreff achtermannstraße 
(Achtermannstraße 10-12, im Hof 
des cuba) sowie in den Räumlichkei-
ten der SPERRE-Redakti on, Berliner 
Platz 8, erhältlich. Die Auslage bzw. 
Vergabe der broschüre an weiteren 
Stellen im Stadtgebiet wird aktuell 
vorbereitet. 

Wir vom abM e.V. möchten mit 
dem Münster-Kompass für Zuge-
wanderte alle in Münster angekom-
menen und noch ankommenden 
Menschen herzlich willkommen hei-
ßen und einen Überblick über das 
vielfälti ge Angebot an begleitender 
Unterstützung sowie Möglichkeiten 
des einbringens, Mitwirkens und der 
sozialen Teilhabe im und am Müns-
teraner Stadtleben präsenti eren. In 
diesem Sinne soll unser Kompass 
auch ein Zeichen setzen gegen eine 
rassistisch motivierte ablehnung, 
ausgrenzung und diskriminierung 
Zugewanderter, indem er einen bei-
trag leistet zu einem am Frieden ori-
enti erten, integrati ven, demokrati -
schen und für alle erstrebenswerten 

Gegen Diskriminierung 
und Ausgrenzung – 
für ein soziales und vielfältiges Miteinander

„Münster-Kompass für Zugewanderte“– 
neuer ratgeber des abM e.V. jetzt erhältlich

Münster-Kompass 

für Zugewanderte – 
Orienti erungshilfen für Migranten 
und Gefl üchtete

Herausgeber: 
abM – arbeitslose brauchen Medien e.V.

Berliner Platz 8, 48143 Münster
Tel. (0251) 51 11 21
Web: abm-ev.de
E-Mail: mail@abm-ev.de

MALTA – 
Münsters ArbeitsLosenTreff  
Achtermannstraße

achtermannstraße 10-12, 

48143 Münster
Tel. (0251) 414 05 53
Web: maltanetz.de
Mail: malta@maltanetz.de

Münster-Kompass 

Miteinander in der Friedensstadt 
Münster. 

nicht zuletzt danken wir der Stadt 
Münster sowie dem Ministerium für 
arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes NRW für deren fi nanzielle Un-
terstützung, die diese erste Aufl age 
des Münster-Kompass erst ermög-
licht hat.  rma
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Zu einer gesellschaft lichen Teil -
habe gehört auch die kulturelle 

Teilhabe. Musik, Tanz, Theater, 

Film – alles das gehört dazu, 

inspiriert Menschen und bringt sie 

auf andere Gedanken. In der Kultur 

können Menschen anderen Men-

schen begegnen, sich austauschen 

und sich besser verstehen lernen. 

W
as ist aber, wenn das mo-
natliche einkommen nicht 
reicht, um an Kulturver-

anstaltungen teilzunehmen? Kultur 
wird dann zum unbezahlbaren Luxus. 
aber kann es eine alternative sein, 
sich in die eigenen vier Wände zu-
rückzuziehen und nur fernzusehen 
oder das Smartphone zu nutzen?
Für Schulkinder zwischen zehn und 
14 Jahren gibt es in nrW tolle ko-
stenlose oder stark ermäßigte ange-
bote im kulturellen bereich während 
der Schulferien oder am Wochen-
ende im rahmen des landesweiten 
„Kulturrucksack“-Programms. Auch 
in Münster warten zahlreiche solcher 
angebote darauf, von den Kindern ent-
deckt und angenommen zu werden.
Und was ist mit den erwachsenen, 
die hungrig sind auf Kulturerlebnisse, 
die aber nur über ein geringes ein-
kommen verfügen?

In Marburg ging es los

Christi ne Krauskopf gründete 2010 
in Marburg dafür die erste Initiati-
ve, die einen kostenfreien Zugang 

zu verschiedenen kulturellen Ver-
anstaltungen durch die Vermitt lung 
von freien Plätzen ermöglichte, die 
Kulturveranstalter zur Verfügung 
stellen wollten. Weitere Städte ka-
men danach hinzu: Götti  ngen, Köln, 
München, berlin, dresden, Ham-
burg, Hannover, Hildesheim, leip-
zig und andere. Finanziert werden 
diese Initi ati ven über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge. Der Begriff  „Men-
schen mit geringem Einkommen“ ist 

regional defi niert, eine Prüfung der 
Bedürft igkeit ist Voraussetzung für 
die Teilnahme. die anmeldung der 
Interessierten erfolgt schriftlich.
die Teilnehmenden werden im po-
siti ven Fall vorrangig telefonisch zu 
den Kulturveranstaltungen eingela-
den und im persönlichen Gespräch 
beraten, informiert und moti viert. 
es besteht für den einzelnen Gast 
jedoch kein anspruch auf eine be-
sti mmte Anzahl von Vermitt lungen 

Kostenfreier Kulturgenuss
Wie ein Verein in Münster auch armen Menschen ermöglicht, 
Theater und Museen zu besuchen

Von Regina Ioff e

as ist aber, wenn das mo-
natliche einkommen nicht 

zu verschiedenen kulturellen Ver-
anstaltungen durch die Vermitt lung 
von freien Plätzen ermöglichte, die 

Fotos: Agneta Becker
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oder eine persönliche auswahl von 
kulturellen Veranstaltungen. Indivi-
duelle Wünsche werden im rahmen 
der Möglichkeiten aber berücksich-
ti gt.

Im november 2022 erfolgte die 
Gründung des Vereins Kulturliste 
Münster. erster Vorsitzender ist Hu-
bert bergmoser, seine Stellvertrete-
rin Dr. Annett e Georgi. Der Verein ist 
als gemeinnützig anerkannt. Zu sei-
nen Partnern gehören aktuell: The-
ater Münster, GOP Varieté-Theater, 
Wolfgang-borchert-Theater, Cine-
plex Münster, Cinema & Kurbelkiste, 
Schloßtheater Münster, Turnier der 
Sieger, boulevard Theater Münster.

es ist wirklich lobenswert, dass in 
Münster kulturelle Teilhabe von al-
len Menschen gestärkt wird. es ist 
sehr schön, dass es bestrebungen 
gibt, Kultur breiteren bevölkerungs-
schichten zugänglich zu machen und 
fi nanzielle Hürden zu überwinden. 

die SPerre wünscht dem Ver-
ein Kulturliste Münster viel erfolg, 
ausreichend Spender*innen und 
Kulturpartner*innen. Denn: Die Kultur 

bringt Menschen zusammen, fördert 
Freundschaften und Frieden, moti-
viert und macht widerstandsfähiger 
gegenüber Problemen. 

Wie kann ich das Angebot des Vereins 
Kulturliste Münster nutzen?

In Münster können sich Empfänger:innen von Bürgergeld, Sozial-
geld, Grundsicherung, Wohngeld oder baföG/bab, sowie 
Inhaber:innen des MünsterPasses als Kulturgast beim Verein 
Kulturliste Münster anmelden. 

Sie müssen einen Fragebogen mit persönlichen angaben ausfüllen 
und ihre Vorlieben angeben, wie zum Beispiel Museen, Ballett , 
klassische Musik, Oper, lesungen, Sport, Zirkus. 

am besten den nachweis über das geringe einkommen kopieren 
oder einscannen und 
• per E-Mail schicken an: info@kulturliste-muenster.de 
• oder per Whatsapp an: (0176) 86 66 29 35 
• oder per Post in einem frankierten Umschlag an: 
• Kulturliste Münster e.V., Schillerstraße 83, in 48155 Münster

die Veranstalter stellen dem Verein Tickets für ihre Veranstal-
tungen zur Verfügung. ehrenamtliche Mitarbeiter des Kulturliste 
Münster e.V. vermitt eln telefonisch die vorhandenen Tickets 
an die Kulturgäste.
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Bis zu 690.000 Pfl egekräft e 
werden zusätzlich benöti gt
Der Bedarf an Pfl egekräft en in Deutsch-

land soll bis 2049 im Vergleich zu 2019 um 
ein Dritt el steigen, prognosti zieren Stati -
sti ker. Experten fordern bessere Arbeits-
bedingungen und mehr Zuwanderung.

Konkret sind es mindestens 280.000 bis 
maximal 690.000 Pfl egekräft e, die fehlen, 
wie das Stati sti sche Bundesamt kürzlich zu 
seiner Vorausberechnung mitt eilte. Damit 
werde der Bedarf an erwerbstäti gen Pfl e-
gekräft en, ausgehend von 1,62 Millionen 
im Vor-Corona-Jahr 2019, bis Mitte des 
Jahrhunderts voraussichtlich um ein drit-

tel auf insgesamt 2,15 Millionen steigen. 

Mit verbesserten arbeitsbedingungen, 

Automati sierung und Zuwanderung lässt 
sich Experten zufolge die Lücke aber ver-
kleinern.

Beispiel Automati sierung: In diesem Be-
reich läge Entlastungspotenti al, weniger 
für die arbeit mit den Menschen selbst als 

für Verwaltungstäti gkeiten. Künstliche In-
telligenz könne viel Zeit einsparen und ei-

ne Konzentration auf die Kerntätigkeit 

Pfl ege ermöglichen. Zuwanderung ist ein 
weiterer und wie bisher wichti ger Weg, 
um Pfl egebedarfe zu decken.

die Potenziale sind in der eU jedoch be-

grenzt. Für Menschen aus Dritt staaten au-
ßerhalb des Konti nents sei entscheidend, 
dass sie ihre Möglichkeiten in deutsch-

land oder in anderen europäischen län-

dern auch nutzen könnten.

Armut 
beeinträchti gt die 
Gesundheit

Wer arm ist, stellt sich regel-

mäßig diese Fragen: Kann ich 
die Miete bezahlen? Habe ich 
genug zu essen? Viele Millio-
nen Menschen in deutschland, 

die in finanziell schwierigen 

Verhältnissen leben, kennen 

solche Fragen nur zu gut. 

Und da ist die seelische not. 

Finanzielle Probleme und 

prekäre lebensverhältnisse 

können psychisch krank machen.

Geld und seelisches Wohlbefi nden sind 
eng miteinander verknüpft . Das konnten 
Forscherinnen und Forscher in vielen Stu-

dien darlegen. In Wohngegenden, wo die 

Menschen ein niedriges einkommen ha-

ben, ist beispielsweise das Aufk ommen an 
depression, angststörungen und anderen 

psychischen erkrankungen bis zu dreimal 

höher als in reicheren Wohnvierteln.

armut kann die psychische Gesundheit 

auf verschiedene Weise beeinfl ussen. So 

lösen Geldsorgen zum beispiel große Un-

sicherheiten aus. Psychische erkran-

kungen entstehen unter anderem durch 

stressreiche ereignisse, die durch die oben 

erwähnten Fragen hervorgerufen werden. 

die armutsforschung weiß das schon lan-

ge. Sie beschäft igt sich intensiv mit Phäno-
menen wie Wohnungsnot und Jobverlust 

einerseits und den Folgen für die Gesund-

heit andererseits.

außerdem ist bekannt, dass körperliche 

und kulturelle Akti vitäten die psychische 
Gesundheit fördern. aber wer nur über 

begrenzte fi nanzielle Möglichkeiten ver-
fügt, bezieht weniger körperliche und kul-

turelle Akti vitäten in seinen Alltag ein
Weitere Ursachen sind in ärmeren Ge-

genden Belastungen wie Lärm und Luft -
verschmutzung, was nachweislich die see-

lische Gesundheit beeinträchti gt.
auch soziale Teilhabe, da sind sich die 

Fachleute einig, kann vor psychischen lei-

den schützen. es brauche dazu mehr 

Stadtt eiltreff s, Orte, an denen Menschen 
zusammenkommen, sich austauschen und 

aus der Isolati on herauskommen.
Was kann den Menschen helfen? Alle 

Untersuchungen zeigen, dass es schon ei-

nen Eff ekt hat, das Einkommen von Men-
schen nur so weit anzuheben, das sie nicht 

mehr unter der armutsgrenze leben müs-

sen. Aber Deutschland streitet statt des-
sen krankmachend um das Existenzmini-
mum, das bürgergeld.

Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

mum, das bürgergeld.

Der Equal-Pay-Day 2024 war am 6. März 
Der Equal Pay Day, der internati onale Akti onstag für 

entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern, 

macht auf den bestehenden Gender-Pay-Gap auf-

merksam und wird in zahlreichen ländern an unter-

schiedlichen Tagen begangen. der aktionstag mar-

kiert symbolisch die lohnlücke zwischen Frauen und 

Männern. Üblicherweise kennzeichnet er rechnerisch 

den Tag, bis zu dem Frauen unentgeltlich arbeiten wür-

den, wenn sie den gleichen lohn wie die Männer bekämen. 

Die Lohnlücke, die durchschnitt liche Entgeltdiff erenz, beträgt 
heute in deutschland  21 Prozent. das entspricht übers Jahr 

gerechnet einem Zeitraum von 77 Kalendertagen. der Tag 

gibt also den Zeitpunkt im Jahr an, „bis zu dem Frauen umsonst 
arbeiten, während Männer schon seit dem 1. Januar für ihre arbeit 

bezahlt werden“.  Dieser Tag war 2024 der 6. März. 
Ob das etwas mit dem internati onalen Frauentag am 8. März 

zu tun hat?
(nach Wikipedia, abgerufen am 13.2.2024)

Bild: Agneta Becker
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Verschärft e Sankti onen 
beim Bürgergeld

das bundeskabinett hat kürzlich Ver-

schärfungen beim bürgergeld auf den 

Weg gebracht. So sollen Jobcenter künft ig 
Arbeitslosen die Leistung für maximal 
zwei Monate komplett  streichen können, 
wenn die betroffenen eine arbeitsauf-

nahme verweigern.

Manche Juristen bezweifeln die Verein-

barkeit der neuen beschlussfassung mit 

dem Grundgesetz, da in seinem ersten ar-

ti kel das Grundrecht auf ein menschen-
würdiges Existenzminimum festgeschrie-
ben ist. Zudem garanti ert der Staat dieses 
Existenzminimum vorbehaltslos im Sinne 
des Sozialstaatsprinzips (Arti kel 20). Das 
entsprechende Urteil des bundesverfas-

sungsgerichtes stammt aus dem Jahr 

2010.

Nun hat Unionsfrakti onsvize Jens Spahn 
eine Verfassungsänderung angeregt, um 

noch schärfere Sankti onen beim Bürger-
geld zu ermöglichen. dem redaktions-

netzwerk deutschland sagte er, Men-

schen, die arbeiten könnten, ein Jobange-

bot aber nicht annähmen, sollten im 

Grunde gar kein bürgergeld mehr bekom-

men.

Falls eine generelle Streichung durch die 

rechtsprechung des bundesverfassungs-

gerichts nicht gedeckt sei, sollte man die 

Verfassung ändern, so Spahn. er erläu-

terte, wem ein angebot gemacht oder 

wer vom Staat gefördert werde, habe 

dann auch die Pfl icht, das zu nutzen. Wer 
sich dem dann verweigere, könne sich 

nicht darauf verlassen, durch andere fi -
nanziert zu werden. das ließe sich so in 

der Verfassung aufnehmen, so der CdU-

Politi ker.

Die Jobcenter entbürokrati -
sieren ihren Sprachsti l 
Die Kommunikati on zwischen Jobcenter 

und ihren Kunden wird vereinfacht. das 

muss schon allein deshalb mit Sorgfalt ge-

schehen, weil es um das bürgergeld geht, 

das Existenzminimum der Menschen. 
Wenn bereits antragsformulare nicht ver-

standen werden und deshalb falsche oder 

lückenhafte angaben erfolgen, geraten 

die antragstellenden schnell in Schwierig-

keiten. Und da die Mitarbeitenden der 

Jobcenter zur juristi schen Formulierung 
angehalten werden, damit die Sozialge-

richte die bescheide nicht kassieren, wer-

den Briefe in Bürokrati esprache verfasst 
und verschickt, die von den Kunden 

schwer verstanden und entschlüsselt 

werden können. 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) will die-
sen Zustand ändern. die mehr als 300 Mu-

sterbriefe der Jobcenter, mit denen diese 

beim bürgergeld arbeiten, sind jetzt in ver-

ständliches deutsch übersetzt worden. 

Der Vorteil: Die Jobcenter müssen weni-
ger nachfragen, etwa nach fehlenden Un-

terlagen. die antragstellenden erhalten 

schneller ihre bescheide. die Sprache im 

Jobcenter soll zudem etwas leichter wer-

den. Und somit auch das gegenseitige 

Verständnis.

Größere Ungleichheit in der 
Vermögensverteilung

Nach Angaben der Organisati on Oxfam 
hat die weltweite Ungleichheit in der Ver-

mögensver teilung durch Krisen und 

Kriege in den vergangenen Jahren weiter 

zugenommen. Zu beginn des Weltwirt-

schaft sforums in Davos in dieser Woche 
hat die Organisation Oxfam dazu einen 
Bericht veröff entlicht.

danach konnten die fünf reichsten Men-

schen der Welt ihr Vermögen seit 2020 

mehr als verdoppeln und besitzen inzwi-

schen zusammen ca. 869 Milliarden US-
dollar. Im gleichen Zeitraum wurden welt-

weit fast fünf Milliarden Menschen Oxfam 
zufolge noch ärmer und haben zusammen 

in der Summe rund 20 Milliarden US-dollar 

an Vermögen verloren. Oxfam plädiert da-
für, zwei Prozent Steuern auf Vermögen 

von über fünf Millionen US-dollar zu erhe-

ben, drei Prozent ab 50 Millionen US-dollar 

sowie fünf Prozent auf Vermögen über ei-

ner Milliarde US-dollar.

In deutschland wären nach Schätzungen 

von Oxfam rund 200.000 vermögende 

Der Unionsfrakti onsvize 
Jens Spahn hat eine 

Verfassungsänderung 

angeregt, um noch 

schärfere Sankti onen 
beim Bürgergeld zu 

ermöglichen

Menschen betroffen. bereits mit diesen 

sehr kleinen Steuersätzen auf sehr große 

Vermögen und Gewinne könne man viele 

Probleme lösen, so die Organisati on.

Foto: Agneta Becker

Bild: Agneta Becker
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Kindergeldanspruch von 
minderjährigen Gefl üchteten
Kindergeld erhalten die eltern des jewei-

ligen Kindes. nur wenn Kinder keine eltern 

mehr haben oder wenn sie den aufenthalt 

der eltern nicht kennen, können sie selbst 

das Kindergeld beantragen und erhalten. 

Im konkreten Fall kann ein junger Gefl üch-
teter nur dann für sich selbst Kindergeld 

bekommen, wenn es keinen Kontakt zu 

den eltern gibt. 

ein sporadischer telefonischer Kontakt – 

etwa zweimal im Monat – zur Mutt er, die 
selbst auf der Flucht und ohne festen auf-

enthalt ist, steht einem eigenen Kinder-

geldantrag des Kindes im Weg. auch wenn 

die Mutt er keinen verfesti gten Aufenthalt 
und keine postalische adresse hat, kann 

das Kind mit der Mutt er telefonieren und 
mit ihr Kontakt halten. erst wenn dauer 

und ausmaß der Unkenntnis über den Ver-

bleib der eltern mit der lage eines Wai-

senkindes vergleichbar ist, darf der Junge 

Kindergeld für sich selbst beantragen.

Bundessozialgericht vom 14.12.2023 
– AZ B 10 KG 1/22 R (nach Pressemitt ei-
lung des Gerichts)

Angemessenheit von Kosten 
zur Weiterführung des 
Haushalts

Hilfen zur Weiterführung des Haushalts 

können auch für Personen nach SGb XII er-

bracht werden, die nicht pfl egebedürft ig 
sind. Sie schließen so die lücke, die da-

durch entstanden ist, dass seit 2017 keine 

umfassende bedarfsdeckung mehr in den 

Fällen geleistet wird, in denen kein Pfl ege-
grad erreicht wird. die Hilfen sind auch 

nicht auf eine vorübergehende Gewäh-

rung beschränkt, wenn dadurch die stati -
onäre Unterbringung vermieden oder auf-

geschoben werden kann.

Bundessozialgericht vom 23.02.2023 – B 
8 SO 4/22 R

Menschen verschwinden 
lassen? Deportati on? 
Rückführungsverbesserung?

der Staat darf Menschen nicht einfach 

spurlos verschwinden lassen, sagt das 

Grund gesetz. es soll immer ein*e ange-

hörige*r oder eine Vertrauensperson infor-

miert werden. Diese hätt en dann auch die 
Möglichkeit, den rechtsweg zu beschrei-

ten. Artikel 104 (4) Grundgesetz lautet: 

„Von jeder richterlichen 
entscheidung über die 

anordnung oder Fortdau-

er einer Freiheitsentzie-

hung ist unverzüglich ein 

angehöriger des Festge-

haltenen oder eine Per-

son seines Vertrauens zu 

benachrichti gen.“
In drei Fällen hatt e das 

bundesverfassungsge-

richt zu entscheiden, in 

denen zur abschiebung 

vorgesehene Personen in 

abschiebehaft genom-

men worden waren. Sie 

hatt en darum gebeten, dass Vertrauensper-
sonen bzw. der Arbeitgeber von der Inhaft ie-
rung informiert werden. In allen drei Fällen 

hatt en die Gerichte, die die Haft  angeordnet 
hatt en, dies nicht getan. Dies war nach Be-
schlüssen unseres höchsten Gerichts entge-

gen den Vorgaben unserer Verfassung. 

die untergeordneten Gerichte können sich 

nicht darauf berufen, dass die Vertrauens-

person nicht mit genauer adresse benannt 

ist, oder dass sie nicht mit der abschiebe-

person verwandt ist oder dass der arbeitge-

ber keine menschliche Person, sondern eine 

Krankenhausträgergesellschaft  ist. 

Bundesverfassungsgericht vom 18. 
12.2023 – 2 BvR 656/20, 2 BvR 1816/22, 
2 BvR 1210/23 (nach Mitt eilung des 
Gerichts vom 31.1.2024)

Kommentar der Redakti on:
Von der afd und der Union vor sich her 

getrieben, scheint sich die Ampel-Koaliti on 

Urteile

Mietvertrag unter Verwandten und 
Bürgergeld

Bei Mietverträgen unter Verwandten unterstellen die Jobcenter zu oft  ein 
Scheingeschäft . Sie begründen es damit, dass der Hilfebedürft ige den Mietzins 
nicht aus eigenen Mitt eln bezahlen könne, weil dies regelmäßig Teil der Hilfe-
bedürft igkeit selbst sei. 
„Eindeuti g rechtswidrig“, sagt der Verein Tacheles aus Wuppertal, denn:

1. Mietverträge unter Verwandten sind grundsätzlich unter Würdigung aller 

Umstände des einzelfalls zu beurteilen.

2. Die Gedankenfolge: „Die Behörde zahlt nicht, dann kann auch der hilfe-
bedürftige antragsteller die Miete nicht zahlen, dann ist es ein Schein-

geschäft  und dann zahlt die Behörde nicht“, ist ein vollständiger Fehlschluss. 

Sächsisches Landessozialgericht vom 14.12.2023 – L 7 AS 869/18
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und mit ihr fast die gesamte deutsche Po-

litik derzeit eines Grundsatzes sicher zu 

sein: Ausländer müssen raus, so gut und so 
schnell es geht. Die aktuellen Sti chworte 
sind rückführungsverbesserung, remigra-

ti on, Deportati on. In Verwaltung und Justi z 
gibt es vorauseilenden Gehorsam, wenn es 

um die abschiebung von ausländischen 

Menschen geht. Insbesondere wird 2024 

im Rahmen der sogenannten „Rückfüh-
rungsverbesserung“ die Abschiebehaft  er-
leichtert werden. 

Abschiebehaft  heißt Freiheitsentzug oh-
ne kriminellen anlass. Unsere Verfassung 

ist jedoch sehr eng, speziell nach den er-

fahrungen im nazistaat. es gibt also Gren-

zen, wie das Verfassungsgericht feststellt. 

Sorgen wir dafür, dass die rechtsgrundla-

gen nicht als Gummi angesehen, sondern 

respekti ert werden – von den Gerichten 
und auch und gerade von den sich demo-

krati sch nennenden Parteien.

Minijobber erhalten 
gleichen Lohn wie Vollzeit-
beschäft igte
Minijobber sind Teilzeit-beschäftigte. 

Teilzeitbeschäftigte dürfen wegen ihrer 

Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt 

werden als vergleichbare Vollzeitbeschäf-

ti gte. Wenn sie die gleiche Arbeit leisten 
wie eine Vollzeit-Arbeitskraft , nur in gerin-
gerem zeitlichen Umfang, dann haben sie 

anspruch auf den gleichen lohn wie Voll-

zeitbeschäftigte. die lohndifferenz ist 

nachzuzahlen.

Bundesarbeitsgericht vom 18.01.2023 – 
5 AZR 108/22 (nach Pressemitt eilung des 
Gerichts)

Stadt Münster muss wegen 
fehlenden Kita-Platzes 
Zwangsgeld zahlen

Kinder von einem Jahr und älter haben ei-

nen anspruch auf einen Platz in der Kinder-

tagesbetreuung. die Stadt Münster muss 

einen Platz zur Kindertagesbetreuung an-

bieten. Sie kann sich im konkreten einzel-

fall nicht einfach damit herausreden, dass 

es keine freien Kita-Plätze gebe und dass 

keine erziehungsfachkräfte zu f inden 

seien. Statt dessen muss sie deutlich doku-
menti eren, was sie im konkreten Fall alles 
unternommen hat. Wenn die Stadt das 

nicht tut, muss sie ein Zwangsgeld gegen 

sich akzepti eren. 

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westf alen vom 01.12.2023 – 12 E 832/23 
(nach Pressemitt eilung des Gerichts) 

Diskriminierung von 
Teilzeitbeschäft igten bei 
Überstundenzuschlägen

Manche arbeitgeber zahlen auch ihren 

Teilzeitbeschäftigten Überstundenzu-

schläge erst oberhalb der Vollzeitstunden-

zahl und nicht oberhalb der im arbeitsver-

trag vereinbarten Teilzeit. das führt zu ei-

ner Ungleichbehandlung und ist nach ent-

scheidung des europäischen Gerichtsho-

fes grundsätzlich nicht rechtmäßig. 

Europäischer Gerichthof vom 19.
Oktober 2023 – C-660/20 
(nach Haufe.de)

Bürgergeld für erwerbsfähige 
Obdachlose ohne Adresse 

erwerbsfähige Obdachlose haben laut 

der erreichbarkeitsanord-

nung anspruch auf SGb-II-

leistungen, wenn sie täglich 

zum Jobcenter kommen und 

dort nach Post vom amt für 

sie fragen. Die Betroff enen 
sind laut bundessozialge-

richt (BSG) nicht verpflich-
tet, vorrangig eine Postan-

schrift , zum Beispiel bei ei-
ner Obdachloseneinrich-

tung, einzurichten.

Bundessozialgericht vom 

20.09.2023 – B 4 AS 12/
22 R
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Krankmeldungen wichti g fürs 
Krankengeld

Um fortgesetzt Krankengeld zu zahlen, fordert die Krankenkasse lücken-

lose Krankschreibungen. Krankschreibungen werden seit 2021 von den 

Ärzten elektronisch an die Krankenkassen verschickt. Die Erkrankten müs-
sen sie nicht mehr selbst an die Krankenkasse melden. 

Meldet der arzt sie nicht, dann kann die Krankenkasse an der arbeits-

unfähigkeit zweifeln und das Kranken-

geld stoppen. Wenn der arzt die ar-

beitsunfähigkeit jedoch rechtzeitig 

festgestellt und nur durch ärztliches 

Versehen nicht an die Krankenkasse ge-

meldet hat, dann muss die Kranken-

kasse für den kompletten Zeitraum 

Krankengeld bezahlen. 

Bundessozialgericht vom 

30.11.2023 – AZ: B 3 KR 23/22 R 
(nach Pressemitt eilung des 
Gerichts) 

Foto: Agneta Becker

Foto: Agneta Becker



3434

Herausgeber
abM e. V.  (Arbeitslose brauchen Medien)
Berliner Platz 8 - 48143 Münster
Telefon: 0251 - 511 121
Internet: www.sperre-online.de
E-Mail: sperre@muenster.de

Redakti on
Peter Andres (pan), 
Norbert Att ermeyer (noa), 
Regina Ioff e, Hans Römer Santaella,
Dirk Schwitt kowski,
Thomas Krämer (tk, V.i.S.d.P.),
Werner Szybalski (ws),
Christoph Theligmann (ct),
Arnold Voskamp (avo)

Mitarbeiter
Heinz Annas, Robert Martschinke (rma)

Gestaltung / Layout
Ulrike Goj

Fotos / Illustrati onen
agneta becker

Online 
www.sperre-online.de

Anzeigen / Spenden
Peter andres

Bankverbindung:
Sparkasse Münsterland Ost

IBAN: DE64 4005 0150 0004 0117 97

Aufl age
5.000 Exemplare

Bezug
Per Versand zum Selbstkostenpreis /

als Förderabonnement

Verteilung
Kostenfrei an Auslagestellen im 
Innen stadtgebiet Münsters 

Namentlich gezeichnete Arti kel geben 
nicht unbedingt die Meinung der redak-

ti on wieder. Das Urheberrecht für Text- 
und bildbeiträge liegt bei den autorinnen 

und autoren. 

Jedwede nutzung, auch der auszugswei-

se nachdruck, bedarf der Genehmigung. 

Leserbriefe bitt e an den Herausgeber. 
Wir freuen uns über jede Zuschrift . Das 
recht zu kürzen, behalten wir uns vor.

Nächste Ausgabe
15.06.2024

Redakti onsschluss
15.05.2024

Anzeigenschluss
31.05.2024

(Termine unter Vorbehalt)

Mit fi nanzieller Unterstützung von:

IMPRESSUM
FRÜHJAHR 2024

   _ a l l e S  W a S  r e C H T  I S T

her vom arbeitgeber darauf aufmerksam 

gemacht worden sein, dass der Urlaub zu 

nehmen ist. Kann der arbeitgeber das 

nicht beweisen und ist das nicht gesche-

hen, dann bleibt der Urlaubsanspruch er-

halten. 

Bundesarbeitsgericht vom 19. 02.2019 –  
9 AZR 541/15 (nach Pressemitt eilung 
des Gerichts)

Verjährung des Anspruchs 
auf Urlaubsabgeltung

besteht beim ausscheiden aus dem ar-

beitsverhältnis noch ein anspruch auf 

resturlaub, dann ist er abzugelten, auch 

für vorherige Jahre. 

der anspruch kann jedoch nach den re-

geln des bürgerlichen Gesetzbuches 

(BGB) verjähren. Verjähren heißt: Drei 
Jahre nach ende des Jahres, in dem der 

anspruch entstanden ist, muss die Ur-

laubsabgeltung nicht mehr gezahlt wer-

den. der anspruch entsteht jedoch erst, 

wenn der arbeitgeber der oder die 

beschäftigte*n auf den zu nehmenden 

Urlaub hingewiesen hat. der arbeitgeber 

muss also nachweisen, wann er die oder 

den Beschäft igte*n darauf hingewiesen 
hat. drei Jahre nach dem folgenden Jah-

resende verfällt der anspruch auf diese 

Urlaubsabgeltung.

Bundesarbeitsgericht vom 20.12.2022 
– 9 AZR 266/20 (nach Pressemitt eilung 
des Gerichts)

Urlaubsabgeltung beim 
Ausscheiden aus dem 
Arbeitsleben
Wenn Beschäft igte aus dem Arbeitsle-

ben ausscheiden und in rente gehen, 

dann haben sie vielleicht noch einen 

resta nspruch auf Urlaub, den sie nicht 

mehr nehmen können. dieser Urlaub 

muss dann als sogenannte Urlaubsabgel-

tung ausgezahlt werden. dies gilt auch, 

wenn sie vorzeiti g in Rente gehen und 
selbst gekündigt haben vor dem errei-

chen der gesetzlichen altersgrenze. 

Eine anders lautende, nati onale Rege-
lung oder eine arbeitsvertragliche Klau-

sel, nach der dieser anspruch bei eigen-

kündigung verfällt, ist rechtswidrig. 

Europäischer Gerichtshof vom 

18.01.2024 – C-218/22 
(nach Haufe.de)

Wann verfällt Resturlaub 
aus dem Vorjahr? 

Urlaub muss grundsätzlich im laufen-

den Kalenderjahr genommen werden, so 

heißt es im bundesurlaubsgesetz. Wenn 

der resturlaub bis zum Jahresende aus 

wichtigen Gründen nicht genommen 

werden kann, dann kann er ins Folgejahr 

übertragen werden, grundsätzlich bis 

zum ende des Monats März. 

Ist der Urlaub bis dahin nicht genom-

men, dann verfällt er – eigentlich. der 

oder die Beschäft igte muss jedoch vor-

Urteile

Foto: Agneta Becker
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Die Beweislast für erfolgte 

Mietzinszahlungen aus einem 

Mietvertrag zwischen  

Verwandten liegt beim  

Leistungsberechtigten

U n T e r W e G S   _ 

d
ie Stadtwerke Münster haben 
in 2024 zum 1. Februar und zum 
1. März ihr Sortiment an ÖPNV-

abonnements reduziert und verein-
heitlicht. Für das Stadtgebiet Münster 
bewegen sich die normalpreise ohne 
Ermäßigung in der Höhe von 29 Euro 
und 31 euro pro Monat.

Kunden mit JobTicket, die bisher 
das Ticket privat ohne arbeitgeber 
erworben haben, werden automa-
tisch auf das MünsterAbo umgestellt. 
Job Tickets können zukünftig nur über 
den arbeitgeber erworben werden. 

das 9-Uhr-Abo für Münster gibt es 
nicht mehr, nur noch für die region. 
Menschen, die den Münster-Pass ha-
ben und früher das 9-Uhr-Abo zu dem 
sehr günstigen Preis von 17,90 Euro 
bekamen, müssen jetzt tiefer in die 
Tasche greifen und auf das Münster-
Abo umsteigen (Preis mit Ermäßigung 
21 Euro).

das alte Schüler GoTicket wird ab-
geschafft und in „Deutschlandticket 

Neue Fahrpreise in Münster

Abo Normalpreis Preis mit Ermäßigung 

Deutschlandticket Schule 29,00 €/Monat 11,00 €/Monat

Münsterabo 29,00 €/Monat 21,00 €/Monat

60plusAbo 31,00 €/Monat 15,50 €/Monat

Schule“ umgewan-
delt. anspruch auf 
so ein Ticket haben 
Schüler*innen, die 
weit genug weg von 
der Schule wohnen: 
weiter als zwei Kilo-
meter in der Grund-
schulzeit, mehr als 
3,5 Kilometer in der 
Sekundarstufe I und 
über fünf Kilometer 
in der Sekundarstu-
fe II. die Preise für 
Schüler*innen steigen 
dabei erheblich von 
zwölf Euro pro Monat auf 29 Euro. Da-
für aber erweitern sich die Möglich-
keiten deutlich: Schüler*innen können 
nämlich jetzt damit alle nahverkehrs-
züge bundesweit benutzen und nicht 
nur in Münster fahren.

Für Menschen, die über ein geringes 
einkommen verfügen und Münster-
Pass-berechtigt sind, gibt es in jeder 

Kategorie ermä-
ßigte abos. der 
Münster-Pass 
w i r d  j e w e i l s 
zum 1. Mai und 

zum 1. november ausgestellt und gilt 
jeweils für ein Halbjahr, also bis zum 
31. Oktober bzw. bis zum 30. april ei-
nes Jahres. Anspruchsberechtigt sind 
Personen, die beispielsweise bürger-
geld, Grundsicherung im alter oder 
bei erwerbsminderung, leistungen 
nach dem asylbewerberleistungsge-
setz oder Kinderzuschlag nach § 6a 
bundeskindergeldgesetz beziehen. 

erhebliche ermäßigungen für die 
ÖPnV-Kosten bekommen Schüler aus 
einkommensschwachen Familien und 
bedürftige ältere Menschen. rio

 

Foto: Agneta Becker




